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Entwurf eines Gesetzes zum Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zur Charta der Vereinten Nationen 

A. Zielsetzung 

Ziel des Gesetzentwurfs ist der Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zur Charta der Vereinten Nationen und damit die 
Ermächtigung zur Stellung des Aufnahmeantrags an die Organi-
sation der Vereinten Nationen. 

B. Lösung 

Dem Gesetzentwurf und der Begründung zu den drei Artikeln 
des Gesetzentwurfs ist eine Denkschrift beigefügt. 

Die Denkschrift enthält im Allgemeinen Teil die Gründe für die 
Option der Bundesregierung zum Beitritt zur Charta der Ver-
einten Nationen und damit zum Antrag auf Aufnahme der 
Bundesrepublik Deutschland in die Vereinten Nationen. (Außen-
politisches Interesse der Bundesregierung an der Mitwirkung 
in den Vereinten Nationen entsprechend der Bedeutung der 
Bundesrepublik Deutschland.) 

Die Denkschrift enthält im Allgemeinen Teil ferner Feststellun-
gen zu den deutschlandpolitischen Implikationen des Charta

-

Beitritts sowie in einem dritten Abschnitt Überlegungen zur 
zukünftigen Aktivität der Bundesrepublik Deutschland in den 
Vereinten Nationen. 

In einem besonderen Teil der Denkschrift sind Gesichtspunkte 
des Beitrittsverfahrens und Einzelheiten der Charta-Artikel 
sowie des IGH-Statuts und schließlich die wesentlichen Ver-
pflichtungen aufgeführt, die sich aus einer VN-Mitgliedschaft 
ergeben. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Kosten des VN-Beitritts sind in der Gesetzesbegründung 
und ausführlicher im Besonderen Teil der Denkschrift über die 
Hauptverpflichtungen (Abs. III. Ziff. 3 der Denkschrift, Beson-
derer Teil) dargelegt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (II/1) — 310 50 — Ve 12/73 
Bonn, den 7. Februar 1973 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zum Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zur Charta der Vereinten Nationen mit Begründung (Anlage 1). 

Der Wortlaut der Charta der Vereinten Nationen und des Statuts des 
Internationalen Gerichtshofes in deutscher und englischer Sprache 
sowie die Denkschrift zum Gesetzentwurf mit Anlagen sind beigefügt. 
Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei-
zuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 389. Sitzung am 2. Februar 1973 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzent-
wurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte des Gesetzentwurfs sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen:" 

Begründung: 
Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates gemäß 
Art. 105 Abs. 3 GG, weil zumindest von der in Art. 32 Abs. 8 des 
Statuts des Internationalen Gerichtshofs vorgesehenen Befreiung 
der Gehälter, Zulagen und Entschädigungen von jeder Besteue-
rung u. a. auch die Einkommensteuer betroffen wird, deren Auf-
kommen nach Art. 106 Abs. 3 GG teilweise den Ländern zufließt. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen-
dungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun

-

desrates ist in der als Anlage 2 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zum Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zur Charta der Vereinten Nationen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen; 

Artikel 1 

Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu 
der Charta der Vereinten Nationen wird zuge-
stimmt. 

Die Charta der Vereinten Nationen und das Statut 
des Internationalen Gerichtshofs, das Bestandteil 
der Charta ist, werden in der gegenwärtig gültigen 
Fassung nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 

feststellt, wobei die Rechte und Verantwortlichkei-
ten der alliierten Behörden, einschließlich derjeni-
gen, die Angelegenheiten der Sicherheit und des 
Status betreffen, unberührt bleiben. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Charta der Vereinten 
Nationen für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu-
geben. 

Begründung 

Zu Artikel 1 

Auf den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu 
den Vereinten Nationen findet Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung. Es handelt 
sich bei der Charta der Vereinten Nationen um 
einen Vertrag, der die politischen Beziehungen des 
Bundes regelt. 

Die gültige Fassung der Charta der Vereinten Na-
tionen wird in chinesischem, englischem, franzö-
sischem, russischem und spanischem Wortlaut sowie 
in amtlicher deutscher Übersetzung mit diesem Ge-
setz veröffentlicht. Desgleichen wird veröffentlicht 
das Statut des Internationalen Gerichtshofs, das nach 
Artikel 92 der Charta der Vereinten Nationen deren 
Bestandteil ist. 

Zu Artikel 2 

Das Gesetz enthält eine den Besonderheiten der 
Einbeziehung Berlins in den Beitritt angepaßte Ber-
lin-Klausel, da sicherzustellen ist, daß die Charta 
der Vereinten Nationen auch auf das Land Berlin 
Anwendung findet, wobei den Vorbehaltsrechten 
der Drei Mächte in Berlin Rechnung zu tragen ist. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er-
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem die Charta 
der Vereinten Nationen für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Der Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu den 
Vereinten Nationen auf Grund dieses Gesetzes 
bringt voraussichtlich folgende Beitrags-Verpflich-
tung mit sich:. 

Nach dem für die Periode 1971 bis 1973 für die Bun-
desrepublik Deutschland festgelegten Beitrags-
schlüssel der Vereinten Nationen von 6,8 % wäre 
mit einem Beitrag der Bundesrepublik Deutschland 
zum Haushalt der Vereinten Nationen in Höhe von 
ungefähr 50 Mio DM jährlich zu rechnen. 
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Charta der Vereinten Nationen 

 
Charter of the United Nations 

WE THE PEOPLES OF THE UNITED NATIONS 
DETERMINED 

to save succeeding generations from the scourge of war, 
which twice in our lifetime has brought untold sorrow to 
mankind, and 

to reaffirm faith in fundamental human rights, in the 
dignity and worth of the human person, in the equal 
rights of men and women and of nations large and small, 
and 

to establish conditions under which justice and respect 
for the obligations arising from treaties and other sources 
of international law can be maintained, and 

to promote social progress and better standards of life in 
larger freedom, 

AND FOR THESE ENDS 

to practice tolerance and live together in peace with one 
another as good neighbors, and 

to unite our strength to maintain international peace and 
security, and 

to ensure, by the acceptance of principles and the insti-
tution of methods, that armed force shall not be used, 
save in the common interest, and 

to employ international machinery for the promotion of 
the economic and social advancement of all peoples, 

HAVE RESOLVED TO COMBINE OUR EFFORTS 
TO ACCOMPLISH THESE AIMS. 

Accordingly, our respective Governments, through rep-
resentatives assembled in the city of San Francisco, 
who have exhibited their full powers found to be in good 
and due form, have agreed to the present Charter of the 
United Nations and do hereby establish an international 
organization to be known as the United Nations. 

Chapter I 

Purposes and Principles 

Article 1 

The Purposes of the United Nations are: 

1. To maintain international peace and security, and to 
that end: to take effective collective measures for the 
prevention and removal of threats to the peace, and for 
the suppression of acts of aggression or other breaches 
of the peace, and to bring about by peaceful means, and 
in conformity with the principles of justice and inter- 

WIR, DIE VOLKER DER VEREINTEN NATIONEN — 
FEST ENTSCHLOSSEN, 

künftige Geschlechter vor der Geißel des Krieges zu be-
wahren, die zweimal zu unseren Lebzeiten unsagbares 
Leid über die Menschheit gebracht hat, 

unseren Glauben an die Grundrechte des Menschen, an 
Würde und Wert der menschlichen Persönlichkeit, an die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie von allen 
Nationen, ob groß oder klein, erneut zu bekräftigen, 

Bedingungen zu schaffen, unter denen Gerechtigkeit und 
die Achtung vor den Verpflichtungen aus Verträgen und 
anderen Quellen des Völkerrechts gewahrt werden 
können, 

den sozialen Fortschritt und einen besseren Lebens-
standard in größerer Freiheit zu fördern, 

UND FÜR DIESE ZWECKE 

Duldsamkeit zu üben und als gute Nachbarn in Frieden 
miteinander zu leben, 

unsere Kräfte zu vereinen, um den Weltfrieden und die 
internationale Sicherheit zu wahren, 

Grundsätze anzunehmen und Verfahren einzuführen, die 
gewährleisten, daß Waffengewalt nur noch im gemein-
samen Interesse angewendet wird, und 

internationale Einrichtungen in Anspruch zu nehmen, um 
den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt aller Völker 
zu fördern — 

HABEN BESCHLOSSEN, IN UNSEREM BEMÜHEN 
UM DIE ERREICHUNG DIESER ZIELE ZUSAMMEN-
ZUWIRKEN. 

Dementsprechend haben unsere Regierungen durch 
ihre in der Stadt San Franzisko versammelten Vertreter, 
deren Vollmachten vorgelegt und in guter und gehöriger 
Form befunden wurden, diese Charta der Vereinten Na-
tionen angenommen und errichten hiermit eine inter-
nationale Organisation, die den Namen „Vereinte Natio-
nen" führen soll. 

Kapitel I 

Ziele und Grundsätze 
 

Artikel 1 

Die Vereinten Nationen setzen sich folgende Ziele: 

1. den Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
zu wahren und zu diesem Zweck wirksame Kollektiv-
maßnahmen zu treffen, um Bedrohungen des Friedens 
zu verhüten und zu beseitigen, Angriffshandlungen und 
andere Friedensbrüche zu unterdrücken und internatio-
nale Streitigkeiten oder Situationen, die zu einem Frie- 
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national law, adjustment or settlement of international 
disputes or situations which might lead to a breach of 
the peace; 

2. To develop friendly relations among nations based 
on respect for the principle of equal rights and self-
determination of peoples, and to take other appropriate 
measures to strengthen universal peace; 

3. To achieve international cooperation in solving in-
ternational problems of an economic, social, cultural, or 
humanitarian character, and in promoting and encourag-
ing respect for human rights and for fundamental free-
doms for all without distinction as to race, sex, language, 
or religion; and 

4. To be a center for harmonizing the actions of nations 
in the attainment of these common ends. 

Article 2 

The Organization and its Members, in pursuit of the 
Purposes stated in Article 1, shall act in accordance with 
the following Principles. 

1, The Organization is based on the principle of the 
sovereign equality of all its Members. 

2. All Members, in order to ensure to all of them the 
rights and benefits resulting from membership, shall ful-
fil in good faith the obligations assumed by them in ac-
cordance with the present Charter. 

3. All Members shall settle their international disputes 
by peaceful means in such a manner that international 
peace and security, and justice, are not endangered. 

4. All Members shall refrain in their international rela-
tions from the threat or use of force against the territorial 
integrity or political independence of any state, or in 
any other manner inconsistent with the Purposes of the 
United Nations. 

5. All Members shall give the United Nations every 
assistance in any action it takes in accordance with the 
present Charter, and shall refrain from giving assistance 
to any state against which the United Nations is taking 
preventive or enforcement action. 

6. The Organization shall ensure that states which are 
not Members of the United Nations act in accordance 
with these Principles so far as may be necessary for the 
maintenance of international peace and security. 

7. Nothing contained in the present Charter shall 
authorize the United Nations to intervene in matters 
which are essentially within the domestic jurisdiction of 
any state or shall require the Members to submit such 
matters to settlement under the present Charter; but this 
principle shall not prejudice the application of enforce-
ment measures under Chapter VII. 

Chapter II 

Membership 

Article 3 

The original Members of the United Nations shall be 
the states which, having participated in the United Na-
tions Conference on International Organization at San 

densbruch fühlen könnten, durch friedliche Mittel nach 
den Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts 
zu bereinigen oder beizulegen; 

2. freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grund-
satz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der 
Völker beruhende Beziehungen zwischen den Nationen 
zu entwickeln und andere geeignete Maßnahmen zur 
Festigung des Weltfriedens zu treffen; 

3, eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, 
um internationale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kul-
tureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung 
vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle 
ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache 
oder der Religion zu fördern und zu festigen; 

4. ein Mittelpunkt zu sein, in dem die Bemühungen 
der Nationen zur Verwirklichung dieser gemeinsamen 
Ziele aufeinander abgestimmt werden. 

Artikel  

Die Organisation und ihre Mitglieder handeln im Ver-
folg der in Artikel 1 dargelegten Ziele nach folgenden 
Grundsätzen: 

1. Die Organisation beruht auf dem Grundsatz der 
souveränen Gleichheit aller ihrer Mitglieder. 

2, Alle Mitglieder erfüllen, um ihnen allen die aus 
der Mitgliedschaft erwachsenden Rechte und Vorteile zu 
sichern, nach Treu und Glauben die Verpflichtungen, die 
sie mit dieser Charta übernehmen. 

3. Alle Mitglieder legen ihre internationalen Streitig-
keiten durch friedliche Mittel so bei, daß der Weltfriede, 
die internationale Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht 
gefährdet werden. 

4. Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationalen 
Beziehungen jede gegen die territoriale Unversehrtheit 
oder die politische Unabhängigkeit eines Staates gerich-
tete oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen 
unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt. 

5. Alle Mitglieder leisten den Vereinten Nationen jeg-
lichen Beistand bei jeder Maßnahme, welche die Organi-
sation im Einklang mit dieser Charta ergreift; sie leisten 
einem Staat, gegen den die Organisation Vorbeugungs-
oder Zwangsmaßnahmen ergreift, keinen Beistand. 

6. Die Organisation trägt dafür Sorge, daß Staaten, die 
nicht Mitglieder der Vereinten Nationen sind, insoweit 
nach diesen Grundsätzen handeln, als dies zur Wahrung 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit er-
forderlich ist. 

7. Aus dieser Charta kann eine Befugnis der Vereinten 
Nationen zum Eingreifen in Angelegenheiten, die ihrem 
Wesen nach zur inneren Zuständigkeit eines Staates ge-
hören, oder eine Verpflichtung der Mitglieder, solche 
Angelegenheiten einer Regelung auf Grund dieser Charta 
zu unterwerfen, nicht abgeleitet werden; die Anwendung 
von Zwangsmaßnahmen nach Kapitel VII wird durch 
diesen Grundsatz nicht berührt. 

Kapitel II 

Mitgliedschaft 

Artikel 

Ursprüngliche Mitglieder der Vereinten Nationen sind 
die Staaten, welche an der Konferenz der Vereinten 
Nationen über eine Internationale Organisation in San 
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Francisco, or having previously signed the Declaration 
by United Nations of January 1, 1942, sign the present 
Charter and ratify it in accordance with Article 110. 

Article 4 

1. Membership in the United Nations is open to all 
other peace-loving states which accept the obligations 
contained in the present Charter and, in the judgment of 
the Organization, are able and willing to carry out these 
obligations. 

2. The admission of any such state to membership in 
the United Nations will be effected by a decision of the 
General Assembly upon the recommendation of the 
Security Council. 

Article 5 

A Member of the United Nations against which preven-
tive or enforcement action has been taken by the Secu-
rity Council may be suspended from the exercise of the 
rights and privileges of membership by the General As-
sembly upon the recommendation of the Security Council. 
The exercise of these rights and privileges may be 
restored by the Security Council. 

Article 6 

A Member of the United Nations which has persistently 
violated the Principles contained in the present Charter 
may be expelled from the Organization by the General 
Assembly upon the recommendation of the Security 
Council. 

Chapter III 

Organs 

Article 7 

1. There are established as the principal organs of the 
United Nations: a General Assembly, a Security Council, 
an Economic and Social Council, a Trusteeship Council, 
an International Court of Justice, and a Secretariat. 

2. Such subsidiary organs as may be found necessary 
may be established in accordance with the present 
Charter. 

Article 8 

The United Nations shall place no restrictions on the 
eligibility of men and women to participate in any capac-
ity and under conditions of equality in its principal and 
subsidiary organs. 

Chapter IV 

The General Assembly 

Composition 

Article 9 

1. The General Assembly shall consist of all the Mem-
bers of the United Nations. 

2. Each Member shall have not more than five represent-
atives in the General Assembly. 

Franzisko teilgenommen oder bereits vorher die Erklä-
rung der Vereinten Nationen vom 1. Januar 1942 unter-
zeichnet haben und nunmehr diese Charta unterzeichnen 
und nach Artikel 110 ratifizieren. 

Artikel 4 

(1) Mitglied der Vereinten Nationen können alle son-
stigen friedliebenden Staaten werden, welche die Ver-
pflichtungen aus dieser Charta übernehmen und nach 
dem Urteil der Organisation fähig und willens sind, diese 
Verpflichtungen zu erfüllen. 

(2) Die Aufnahme eines solchen Staates als Mitglied 
der Vereinten Nationen erfolgt auf Empfehlung des 
Sicherheitsrats durch Beschluß der Generalversammlung, 

Artikel 5 

Einem Mitglied der Vereinten Nationen, gegen das 
der Sicherheitsrat Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen 
getroffen hat, kann die Generalversammlung auf Emp-
fehlung des Sicherheitsrats die Ausübung der Rechte und 
Vorrechte aus seiner Mitgliedschaft zeitweilig entziehen. 
Der Sicherheitsrat kann die Ausübung dieser Rechte und 
Vorrechte wieder zulassen. 

Artikel 6 

Ein Mitglied der Vereinten Nationen, das die Grund-
sätze dieser Charta beharrlich verletzt, kann auf Emp-
fehlung des Sicherheitsrats durch die Generalversamm-
lung aus der Organisation ausgeschlossen werden. 

Kapitel III 

Organe 

Artikel 7 

(1) Als Hauptorgane der Vereinten Nationen werden 
eine Generalversammlung, ein Sicherheitsrat, ein Wirt-
schafts- und Sozialrat, ein Treuhandrat, ein Internatio-
naler Gerichtshof und ein Sekretariat eingesetzt. 

(2) Je nach Bedarf können in Übereinstimmung mit 
dieser Charta Nebenorgane eingesetzt werden. 

Artikel  

Die Vereinten Nationen schränken hinsichtlich der An-
wartschaft auf alle Stellen in ihren Haupt- und Neben-
organen die Gleichberechtigung von Männern und Frauen 
nicht ein. 

Kapitel IV 

Die Generalversammlung 

Zusammensetzung 

Artikel 9 

(1) Die Generalversammlung besteht aus allen Mit-
gliedern der Vereinten Nationen. 

(2) Jedes Mitglied hat höchstens fünf Vertreter in der 
Generalversammlung. 
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Functions and Powers 

Article 10 

The General Assembly may discuss any questions or 
any matters within the scope of the present Charter or 
relating to the powers and functions of any organs pro-
vided for in the present Charter, and, except as provided 
in Article 12, may make recommendations to the Mem-
bers of the United Nations or to the Security Council or 
to both on any such questions or matters. 

Article 11 

1. The General Assembly may consider the general 
principles of cooperation in the maintenance of inter-
national peace and security, including the principles 
governing disarmament and the regulation of armaments, 
and may make recommendations with regard to such 
principles to the Members or to the Security Council or 
to both. 

2. The General Assembly may discuss any questions 
relating to the maintenance of international peace and 
security brought before it by any Member of the United 
Nations, or by the Security Council, or by a state which 
is not a Member of the United Nations in accordance 
with Article 35, paragraph 2, and, except as provided in 
Article 12, may make recommendations with regard to 
any such questions to the state or states concerned or to 
the Security Council or to both. Any such question on 
which action is necessary shall be referred to the Security 
Council by the General Assembly either before or after 
discussion. 

3. The General Assembly may call the attention of the 
Security Council to situations which are likely to en-
danger international peace and security. 

4. The powers of the General Assembly set forth in 
this Article shall not limit the general scope of Article 10. 

Article 12 

1. While the Security Council is exercising in respect 
of any dispute or situation the functions assigned to it in 
the present Charter, the General Assembly shall not 
make any recommendation with regard to that dispute 
or situation unless the Security Council so requests. 

2. The Secretary-General, with the consent of the Se-
curity Council, shall notify the General Assembly at 
each session of any matters relative to the maintenance 
of international peace and security which are being dealt 
with by the Security Council and shall similarly notify 
the General Assembly, or the Members of the United 
Nations if the General Assembly is not in session, im-
mediately the Security Council ceases to deal with such 
matters. 

Article 13 

1. The General Assembly shall initiate studies and 
make recommendations for the purpose of: 
a. promoting international cooperation in the political 
field and encouraging the progressive development of 
international law and its codification; 

b. promoting international cooperation in the economic, 
social, cultural, educational, and health fields, and 
assisting in the realization of human rights and funda- 

Aufgaben und Befugnisse 

Artikel 10 

Die Generalversammlung kann alle Fragen und Ange-
legenheiten erörtern, die in den Rahmen dieser Charta 
fallen oder Befugnisse und Aufgaben eines in dieser 
Charta vorgesehenen Organs betreffen; vorbehaltlich des 
Artikels 12 kann sie zu diesen Fragen und Angelegen-
heiten Empfehlungen an die Mitglieder der Vereinten 
Nationen oder den Sicherheitsrat oder an beide ,richten. 

Artikel 11 

(1) Die Generalversammlung kann sich mit den allge-
meinen Grundsätzen der Zusammenarbeit zur Wahrung 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit ein-
schließlich der Grundsätze für die Abrüstung und 
Rüstungsregelung befassen und in bezug auf diese Grund-
sätze Empfehlungen an die Mitglieder oder den Sicher-
heitsrat oder an beide richten. 

(2) Die Generalversammlung kann alle die Wahrung 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit be-
treffenden Fragen erörtern, die ihr ein Mitglied der Ver-
einten Nationen oder der Sicherheitsrat oder nach 
Artikel 35 Absatz 2 ein Nichtmitgliedstaat der Vereinten 
Nationen vorlegt; vorbehaltlich des Artikels 12 kann sie 
zu diesen Fragen Empfehlungen an den oder die betref-
fenden Staaten oder den Sicherheitsrat oder an beide 
richten. Macht eine derartige Frage Maßnahmen erforder-
lich, so wird sie von der Generalversammlung vor oder 
nach de: Erörterung an den Sicherheitsrat überwiesen. 

(3) Die Generalversammlung kann die Aufmerksamkeit 
des Sicherheitsrats auf Situationen lenken, die geeignet 
sind, den Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
zu gefährden. 

(4) Die in diesem Artikel aufgeführten Befugnisse der 
Generalversammlung schränken die allgemeine Trag-
weite des Artikels 10 nicht ein. 

Artikel 12 

(1) Solange der Sicherheitsrat in einer Streitigkeit oder 
einer Situation die ihm in dieser Charta zugewiesenen 
Aufgaben wahrnimmt, darf die Generalversammlung zu 
dieser Streitigkeit oder Situation keine Empfehlung ab-
gehen, es sei denn auf Ersuchen des Sicherheitsrats. 

(2) Der Generalsekretär unterrichtet mit Zustimmung 
des Sicherheitsrats die Generalversammlung bei jeder 
Tagung über alle die Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit betreffenden Angelegen-
heiten, die der Sicherheitsrat behandelt; desgleichen 
unterrichtet er unverzüglich die Generalversammlung 
oder, wenn diese nicht tagt, die Mitglieder der Vereinten 
Nationen, sobald der Sicherheitsrat die Behandlung einer 
solchen Angelegenheit einstellt. 

Artikel 13 

(1) Die Generalversammlung veranlaßt Untersuchun-
gen und gibt Empfehlungen ab, 
a) um die internationale Zusammenarbeit auf politischem 

Gebiet zu fördern und die fortschreitende Entwick-
lung des Völkerrechts sowie seine Kodifizierung zu 
begünstigen; 

h) um die internationale Zusammenarbeit auf den Ge-
bieten der Wirtschaft, des Sozialwesens, der Kultur, 
der Erziehung und der Gesundheit zu fördern und 
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mental freedoms for all without distinction as to race, 
sex, language, or religion. 

2. The further responsibilities, functions, and powers of 
the General Assembly with respect to matters mentioned 
in paragraph 1 (b) above are set forth in Chapters IX and 
X. 

Article 14 

Subject to the provisions of Article 12, the General 
Assembly may recommend measures for the peaceful 
adjustment of any situation, regardless of origin, which 
it deems likely to impair the general welfare or friendly 
relations among nations, including situations resulting 
from a violation of the provisions of the present Charter 
setting forth the Purposes and Principles of the United 
Nations. 

Article 15 

1. The General Assembly shall receive and consider 
annual and special reports from the Security Council; 
these reports shall include an account of the measures 
that the Security Council has decided upon or taken to 
maintain international peace and security. 

2. The General Assembly shall receive and consider 
reports from the other organs of the United Nations. 

Article 16 

The General Assembly shall perform such functions 
with respect to the international trusteeship system as 
are assigned to it under Chapters XII and XIII, including 
the approval of the trusteeship agreements for areas not 
designated as strategic. 

Article 17 

1. The General Assembly shall consider and approve 
the budget of the Organization. 

2. The expenses of the Organization shall be borne by 
the Members as apportioned by the General Assembly. 

3. The General Assembly shall consider and approve 
any financial and budgetary arrangements with special-
ized agencies referred to in Article 57 and shall examine 
the administrative budgets of such specialized agencies 
with a view to making recommendations to the agencies 
concerned. 

Voting 

Article 18 

1. Each member of the General Assembly shall have 
one vote. 

2. Decisions of the General Assembly on important 
questions shall be made by a two-thirds majority of the 
members present and voting. These questions shall in-
clude: recommendations with respect to the maintenance 
of international peace and security, the election of the 
non-permanent members of the Security Council, the 
election of the members of the Economic and Social 
Council, the election of members of the Trusteeship 
Council in accordance with paragraph 1 (c) of Article 86, 
the admission of new Members to the United Nations, 

zur Verwirklichung der Menschenrechte und Grund-
freiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des 
Geschlechts, der Sprache oder der Religion beizutra-
gen. 

(2) Die weiteren Verantwortlichkeiten, Aufgaben und 
Befugnisse der Generalversammlung in bezug auf die in 
Absatz 1 Buchstabe b genannten Angelegenheiten sind in 
den Kapiteln IX und X dargelegt. 

Artikel 14 

Vorbehaltlich des Artikels 12 kann die Generalver-
sammlung Maßnahmen zur friedlichen Bereinigung jeder 
Situation empfehlen, gleichviel wie sie entstanden ist, 
wenn diese Situation nach ihrer Auffassung geeignet ist, 
das allgemeine Wohl oder die freundschaftlichen Bezie-
hungen zwischen Nationen zu beeinträchtigen; dies gilt 
auch für Situationen, die aus einer Verletzung der Be-
stimmungen dieser Charta über die Ziele und Grundsätze 
der Vereinten Nationen entstehen. 

Artikel 15 

(1) Die Generalversammlung erhält und prüft Jahres-
berichte und Sonderberichte des Sicherheitsrats; diese 
Berichte enthalten auch eine Darstellung der Maßnahmen, 
die der Sicherheitsrat zur Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit beschlossen oder ge-
troffen hat. 

(2) Die Generalversammlung erhält und prüft Berichte 
der anderen Organe der Vereinten Nationen. 

Artikel 16 

Die Generalversammlung nimmt die ihr bezüglich des 
internationalen Treuhandsystems in den Kapiteln XII 
und XIII zugewiesenen Aufgaben wahr; hierzu gehört 
die Genehmigung der Treuhandabkommen für Gebiete, 
die nicht als strategische Zonen bezeichnet sind. 

Artikel 17 

(1) Die Generalversammlung prüft und genehmigt den 
t Iaushaltsplan der Organisation. 

(2) Die Ausgaben der Organisation werden von den 
Mitgliedern nach einem von der Generalversammlung 
festzusetzenden Verteilungsschlüssel getragen. 

(3) Die Generalversammlung prüft und genehmigt alle 
Finanz- und Haushaltsabmachungen mit den in Artikel 57 
bezeichneten Sonderorganisationen; sie prüft deren Ver-
waltungshaushalt mit dem Ziel, Empfehlungen an sie 
zu richten 

Abstimmung 

Artikel 18 

(1) Jedes Mitglied der Generalversammlung hat eine 
Stimme. 

(2) Beschlüsse der Generalversammlung über wichtige 
Fragen bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der anwesen-
den und abstimmenden Mitglieder. Zu diesen Fragen ge-
hören: Empfehlungen hinsichtlich der Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, die Wahl 
der nichtständigen Mitglieder des Sicherheitsrats, die 
Wahl der Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialrats, die 
Wahl von Mitgliedern des Treuhandrats nach Artikel 86 
Absatz 1 Buchstabe c, die Aufnahme neuer Mitglieder in 
die Vereinten Nationen, der zeitweilige Entzug der 
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the suspension of the rights and privileges of member-
ship, the expulsion of Members, questions relating to the 
operation of the trusteeship system, and budgetary 
questions. 

3. Decisions on other questions, including the deter-
mination of additional categories of questions to be 
decided by a two-thirds majority, shall be made by a 
majority of the members present and voting. 

Article 19 

A Member of the United Nations which is in arrears in 
the payment of its financial contributions to the Organi-
zation shall have no vote in the General Assembly if the 
amount of its arrears equals or exceeds the amount of the 
contributions due from it for the preceding two full years. 
The General Assembly may, nevertheless, permit such a 
Member to vote if it is satisfied that the failure to pay is 
due to conditions beyond the control of the Member. 

Procedure 

Article 20 

The General Assembly shall meet in regular annual 
sessions and in such special sessions as occasion may 
require. Special sessions shall be convoked by the Secre-
tary-General at the request of the Security Council or of 
a majority of the Members of the United Nations. 

Article 21 

The General Assembly shall adopt its own rules of 
procedure. It shall elect its President for each session. 

Article 22 

The General Assembly may establish such subsidiary 
organs as it deems necessary for the performance of its 
functions. 

Chapter V 

The Security Council 

Composition 

Article 23 

1. The Security Council shall consist of fifteen Mem-
bers of the United Nations. The Republic of China, 
France, the Union of Soviet Socialist Republics, the 
United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland, 
and the United States of America shall be permanent 
members of the Security Council. The General Assembly 
shall elect ten other Members of the United Nations to 
be non-permanent  members of the Security Council, due 
regard being specially paid, in the first instance to the 
contribution of Members of the United Nations to the 
maintenance of international peace and security and to 
the other purposes of the Organization, and also to 
equitable geographical distribution. 

2. The  non-permanent  members of the Security Council 
shall be elected for a term of two years. In the first 
election of the  non-permanent  members after the in-
crease of the membership of the Security Council from 

Rechte und Vorrechte aus der Mitgliedschaft, der Aus-
schluß von Mitgliedern, Fragen betreffend die Wirkungs-
weise des Treuhandsystems sowie Haushaltsfragen. 

(3) Beschlüsse über andere Fragen, einschließlich der 
Bestimmung weiterer Gruppen von Fragen, über die mit 
Zweidrittelmehrheit zu beschließen ist, bedürfen der 
Mehrheit der anwesenden und abstimmenden Mitglieder. 

Artikel 19 

Ein Mitglied der Vereinten Nationen, das mit der Zah-
lung seiner finanziellen Beiträge an die Organisation im 
Rückstand ist, hat in der Generalversammlung kein 
Stimmrecht, wenn der rückständige Betrag die Höhe der 
Beiträge erreicht oder übersteigt, die dieses Mitglied für 
die vorausgegangenen zwei vollen Jahre schuldet. Die 
Generalversammlung kann ihm jedoch die Ausübung des 
Stimmrechts gestatten, wenn nach ihrer Überzeugung der 
Zahlungsverzug auf Umständen beruht, die dieses Mit-
glied nicht zu vertreten hat. 

Verfahren 

Artikel 20 

Die Generalversammlung tritt zu ordentlichen Jahres-
tagungen und, wenn die Umstände es erfordern, zu außer-
ordentlichen Tagungen zusammen. Außerordentliche Ta-
gungen hat der Generalsekretär auf Antrag des Sicher-
heitsrats oder der Mehrheit der Mitglieder der Vereinten 
Nationen einzuberufen. 

Artikel 21 

Die Generalversammlung gibt sich eine Geschäftsord-
nung. Sie wählt für jede Tagung ihren Präsidenten. 

Artikel 22 

Die Generalversammlung kann Nebenorgane einset-
zen, soweit sie dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
für erforderlich hält. 

Kapitel V 

Der Sicherheitsrat 

Zusammensetzung 

Artikel 23 

(1) Der Sicherheitsrat besteht aus fünfzehn Mitgliedern 
der Vereinten Nationen. Die Republik China, Frankreich, 
die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Ver-
einigte Königreich Großbritannien und Nordirland sowie 
die Vereinigten Staaten von Amerika sind ständige Mit-
glieder des Sicherheitsrats. Die Generalversammlung 
wählt zehn weitere Mitglieder der Vereinten Nationen 
zu nichtständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats; hier-
bei sind folgende Gesichtspunkte besonders zu berück-
sichtigen: in erster Linie der Beitrag von Mitgliedern der 
Vereinten Nationen zur Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit und zur Verwirklichung 
der sonstigen Ziele der Organisation sowie ferner eine 
angemessene geographische Verteilung der Sitze. 

(2) Die nichtständigen Mitglieder des Sicherheitsrats 
werden für zwei Jahre gewählt. Bei der ersten Wahl der 
nichtständigen Mitglieder, die nach Erhöhung der Zahl 
der Ratsmitglieder von elf auf fünfzehn stattfindet, wer- 
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eleven to fifteen, two of the four additional members 
shall be chosen for a term of one year. A retiring member 
shall not be eligible for immediate re-election. 

3. Each member of the Security Council shall have one 
representative. 

Functions and Powers 

Article 24 

1. In order to ensure prompt and effective action by 
the United Nations, its Members confer on the Security 
Council primary responsibility for the maintenance of 
international peace and security, and agree that in carry-
ing out its duties under this responsibility the Security 
Council acts on their behalf. 

2. In discharging these duties the Security Council shall 
act in accordance with the Purposes and Principles of the 
United Nations. The specific powers granted to the 
Security Council for the discharge of these duties are 
laid down in Chapters VI, VII, VIII, and XII. 

3. The Security Council shall submit annual and, when 
necessary, special reports to the General Assembly for 
its consideration. 

Article 25 

The Members of the United Nations agree to accept 
and carry out the decisions of the Security Council in 
accordance with the present Charter. 

Article 26 

In order to promote the establishment and maintenance 
of international peace and security with the least diver-
sion for armaments of the world's human and economic 
resources, the Security Council shall be responsible for 
formulating, with the assistance of the Military Staff 
Committee referred to in Article 47, plans to be sub-
mitted to the Members of the United Nations for the 
establishment of a system for the regulation of arma-
ments. 

Voting 

Article 27 

1. Each member of the Security Council shall have one 
vote. 

2. Decisions of the Security Council on procedural mat-
ters shall be made by an affirmative vote of nine mem-
bers. 

3. Decisions of the Security Council on all other mat-
ters shall be made by an affirmative vote of nine mem-
bers including the concurring votes of the permanent 
members; provided that, in decisions under Chapter VI, 
and under paragraph 3 of Article 52, a party to a dispute 
shall abstain from voting. 

Procedure 

Article 28 

1. The Security Council shall be so organized as to be 
able to function continuously. Each member of the Secu-
rity Council shall for this purpose be represented at all 
times at the seat of the Organization. 

2. The Security Council shall hold periodic meetings at 
which each of its members may, if it so desires, be rep- 

den zwei der vier zusätzlichen Mitglieder für ein Jahr 
gewählt. Ausscheidende Mitglieder können nicht unmit-
telbar wiedergewählt werden. 

(3) Jedes Mitglied des Sicherheitsrats hat in diesem 
einen Vertreter. 

Aufgaben und Befugnisse 

Artikel 24 

(1) Um ein schnelles und wirksames Handeln der Ver-
einten Nationen zu gewährleisten, übertragen ihre Mit-
glieder dem Sicherheitsrat die Hauptverantwortung für 
die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit und erkennen an, daß der Sicherheitsrat bei 
der Wahrnehmung der sich aus dieser Verantwortung 
ergebenden Pflichten in ihrem Namen handelt. 

(2) Bei der Erfüllung dieser Pflichten handelt der Sicher-
heitsrat im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen der 
Vereinten Nationen. Die ihm hierfür eingeräumten be-
sonderen Befugnisse sind in den Kapiteln VI, VII, VIII 
und XII aufgeführt. 

(3) Der Sicherheitsrat legt der Generalversammlung 
Jahresberichte und erforderlichenfalls Sonderberichte zur 
Prüfung vor. 

Artikel 25 

Die Mitglieder der Vereinten Nationen kommen über-
ein, die Beschlüsse des Sicherheitsrats im Einklang mit 
dieser Charta anzunehmen und durchzuführen. 

Artikel 26 

Um die Herstellung und Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit so zu fördern, daß von 
den menschlichen und wirtschaftlichen Hilfsquellen der 
Welt möglichst wenig für Rüstungszwecke abgezweigt 
wird, ist der Sicherheitsrat beauftragt, mit Unterstützung 
des in Artikel 47 vorgesehenen Generalstabsausschusses 
Pläne auszuarbeiten, die den Mitgliedern der Vereinten 
Nationen zwecks Errichtung eines Systems der Rüstungs-
regelung vorzulegen sind. 

Abstimmung 

Artikel 27 

(1) Jedes Mitglied des Sicherheitsrats hat eine Stimme. 

(2) Beschlüsse des Sicherheitsrats über Verfahrensfra-
gen bedürfen der Zustimmung von neun Mitgliedern. 

(3) Beschlüsse des Sicherheitsrats über alle sonstigen 
Fragen bedürfen der Zustimmung von neun Mitgliedern 
einschließlich sämtlicher ständigen Mitglieder, jedoch mit 
der Maßgabe, daß sich bei Beschlüssen auf Grund des 
Kapitels VI und des Artikels 52 Absatz 3 die Streit-
parteien der Stimme enthalten. 

Verfahren 

Artikel 28 

(1) Der Sicherheitsrat wird so organisiert, daß er seine 
Aufgaben ständig wahrnehmen kann. Jedes seiner Mit-
glieder muß zu diesem Zweck jederzeit am Sitz der Orga-
nisation vertreten sein. 

(2) Der Sicherheitsrat tritt regelmäßig zu Sitzungen zu-
sammen; bei diesen kann jedes seiner Mitglieder nach 
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resented by a member of the government or by some 
other specially designated representative. 

3. The Security Council may hold meetings at such 
places other than the seat of the Organization as in its 
judgment will best facilitate its work. 

Article 29 

The Security Council may establish such subsidiary 
organs as it deems necessary for the performance of its 
functions. 

Article 30 

The Security Council shall adopt its own rules of pro-
cedure, including the method of selecting its President. 

Article 31 

Any Member of the United Nations which is not a 
member of the Security Council may participate, without 
vote, in the discussion of any question brought before 
the Security Council whenever the latter considers that 
the interests of that Member are specially affected. 

Article 32 

Any Member of the United Nations which is not a 
member of the Security Council or any state which is not 
a Member of the United Nations, if it is a party to a 
dispute under consideration by the Security Council, 
shall be invited to participate, without vote, in the dis-
cussion relating to the dispute. The Security Council 
shall lay down such conditions as it deems just for the 
participation of a state which is not a Member of the 
United Nations. 

Chapter VI 

Pacific Settlement of Disputes 

Article 33 

1. The parties to any dispute, the continuance of which 
is likely to endanger the maintenance of international 
peace and security, shall, first of all, seek a solution by 
negotiation, enquiry, mediation, conciliation, arbitration, 
judicial settlement, resort to regional agencies or ar-
rangements, or other peaceful means of their own choice. 

2, The Security Council shall, when it deems necessary, 
call upon the parties to settle their dispute by such 
means. 

Article 34 

The Security Council may investigate any dispute, or 
any situation which might lead to international friction 
or give rise to a dispute, in order to determine whether 
the continuance of the dispute or situation is likely to 
endanger the maintenance of international peace and 
security. 

Article 35 

1. Any Member of the United Nations may bring any 
dispute, or any situation of the nature referred to in Ar-
ticle 34, to the attention of the Security Council or of the 
General Assembly. 

Wunsch durch ein Regierungsmitglied oder durch einen 
anderen eigens hierfür bestellten Delegierten vertreten 
sein. 

(3) Der Sicherheitsrat kann außer am Sitz der Organisa-
tion auch an anderen Orten zusammentreten, wenn dies 
nach seinem Urteil seiner Arbeit am dienlichsten ist. 

Artikel 29 

Der Sicherheitsrat kann Nebenorgane einsetzen, soweit 
er dies zur Wahrnehmung seiner Aufgaben für erforder-
lich hält. 

Artikel 30 

Der Sicherheitsrat gibt sich eine Geschäftsordnung; in 
dieser regelt er auch das Verfahren für die Wahl seines 
Präsidenten. 

Artikel 31 

Ein Mitglied der Vereinten Nationen, das nicht Mit-
glied des Sicherheitsrats ist, kann ohne Stimmrecht an der 
Erörterung jeder vor den Sicherheitsrat gebrachten Frage 
teilnehmen, wenn dieser der Auffassung ist, daß die In-
teressen dieses Mitglieds besonders betroffen sind. 

Artikel 32 

Mitglieder der Vereinten Nationen, die nicht Mitglied 
des Sicherheitsrats sind, sowie Nichtmitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen werden eingeladen, an den Erörte-
rungen des Sicherheitsrats über eine Streitigkeit, mit der 
dieser befaßt ist, ohne Stimmrecht teilzunehmen, wenn 
sie Streitpartei sind. Für die Teilnahme eines Nichtmit-
gliedstaats der Vereinten Nationen setzt der Sicherheits-
rat die Bedingungen fest, die er für gerecht hält. 

Kapitel VI 

Die friedliche Beilegung von Streitigkeiten 

Artikel 33 

(1) Die Parteien einer Streitigkeit, deren Fortdauer ge-
eignet ist, die Wahrung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit zu gefährden, bemühen sich zu-
nächst um eine Beilegung durch Verhandlung, Unter-
suchung, Vermittlung, Vergleich, Schiedsspruch, gericht-
liche Entscheidung, Inanspruchnahme regionaler Einrich-
tungen oder Abmachungen oder durch andere friedliche 
Mittel eigener Wahl. 

(2) Der Sicherheitsrat fordert die Parteien auf, wenn er 
dies für notwendig hält, ihre Streitigkeit durch solche 
Mittel beizulegen. 

Artikel 34 

Der Sicherheitsrat kann jede Streitigkeit sowie jede 
Situation, die zu internationalen Reibungen führen oder 
eine Streitigkeit hervorrufen könnte, untersuchen, um 
festzustellen, ob die Fortdauer der Streitigkeit oder der 
Situation die Wahrung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit gefährden könnte. 

Artikel 35 

(1) Jedes Mitglied der Vereinten Nationen kann die 
Autmerksamkeit des Sicherheitsrats oder der Generalver-
sammlung auf jede Streitigkeit sowie auf jede Situation 
der in Artikel 34 bezeichneten Art lenken, 
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2. A state which is not a Member of the United Nations 
may bring to the attention of the Security Council or of 
the General Assembly any dispute to which it is a party 
if it accepts in advance, for the purposes of the dispute, 
the obligations of pacific settlement provided in the 
present Charter. 

3. The proceedings of the General Assembly in respect 
of matters brought to its attention under this Article will 
be subject to the provisions of Articles 11 and 12. 

Article 36 

1. The Security Council may, at any stage of a dispute 
of the nature referred to in Article 33 or of a situation of 
like nature, recommend appropriate procedures or me-
thods of adjustment. 

2. The Security Council should take into consideration 
any procedures for the settlement of the dispute which 
have already been adopted by the parties. 

3. In making recommendations under this Article the 
Security Council should also take into consideration that 
legal disputes should as a general rule be referred by 
the parties to the International Court of Justice in accord-
ance with the provisions of the Statute of the Court. 

Article 37 

1. Should the parties to a dispute of the nature referred 
to in Article 33 fail to settle it by the means indicated in 
that Article, they shall refer it to the Security Council. 

2. If the Security Council deems that the continuance 
of the dispute is in fact likely to endanger the mainte-
nance of international peace and security, it shall decide 
whether to take action under Article 36 or to recommend 
such terms of settlement as it may consider appropriate. 

Article 38 

Without prejudice to the provisions of Articles 33 to 37, 
the Security Council may, if all the parties to any dispute 
so request, make recommendations to the parties with a 
view to a pacific settlement of the dispute. 

Chapter VII 

Action with Respect 
to Threats to the Peace, 
Breaches of the Peace, 
and Acts of Aggression 

Article 39 

The Security Council shall determine the existence of 
any threat to the peace, breach of the peace, or act of 
aggression and shall make recommendations, or decide 
what measures shall be taken in accordance with Ar-
ticles 41 and 42, to maintain or restore international peace 
and security. 

Article 40 

In order to prevent an aggravation of the situation, 
the Security Council may, before making the recommen-
dations or deciding upon the measures provided for in 
Article 39, call upon the parties concerned to comply 
with such provisional measures as it deems necessary or 

(2) Ein Nichtmitgliedstaat der Vereinten Nationen kann 
die Aufmerksamkeit des Sicherheitsrats oder der General-
versammlung auf jede Streitigkeit lenken, in der er Par-
tei ist, wenn er im voraus hinsichtlich dieser Streitigkeit 
die in dieser Charta für eine friedliche Beilegung fest-
gelegten Verpflichtungen annimmt. 

(3) Das Verfahren der Generalversammlung in Ange-
legenheiten, auf die ihre Aufmerksamkeit gemäß diesem 
Artikel gelenkt wird, bestimmt sich nach den Artikeln 11 
und 12. 

Artikel 36 

(1) Der Sicherheitsrat kann in jedem Stadium einer 
Streitigkeit im Sinne des Artikels 33 oder einer Situation 
gleicher Art geeignete Verfahren oder Methoden für 
deren Bereinigung empfehlen. 

(2) Der Sicherheitsrat soll alle Verfahren in Betracht 
ziehen, welche die Parteien zur Beilegung der Streitigkeit 
bereits angenommen haben. 

(3) Bei seinen Empfehlungen auf Grund dieses Artikels 
soll der Sicherheitsrat ferner berücksichtigen, daß Rechts-
streitigkeiten im allgemeinen von den Parteien dem In-
ternationalen Gerichtshof im Einklang mit dessen Statut 
zu unterbreiten sind. 

Artikel 37 

(1) Gelingt es den Parteien einer Streitigkeit der in 
Artikel 33 bezeichneten Art nicht, diese mit den dort an-
gegebenen Mitteln beizulegen, so legen sie die Streitig-
keit dem Sicherheitsrat vor. 

(2) Könnte nach Auffassung des Sicherheitsrats die Fort-
dauer der Streitigkeit tatsächlich die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit gefährden, so 
beschließt er, ob er nach Artikel 36 tätig werden oder die 
ihm angemessen erscheinenden Empfehlungen für eine 
Beilegung abgeben will. 

Artikel 38 

Unbeschadet der Artikel 33 bis 37 kann der Sicherheits-
rat, wenn alle Parteien einer Streitigkeit dies beantragen, 
Empfehlungen zu deren friedlicher Beilegung an die 
Streitparteien richten. 

Kapitel VII 

Maßnahmen bei Bedrohung 
oder Bruch des Friedens 

und bei Angriffshandlungen 

Artikel 39 

Der Sicherheitsrat stellt fest, ob eine Bedrohung oder 
ein Bruch des Friedens oder eine Angriffshandlung vor-
liegt; er gibt Empfehlungen ab oder beschließt, welche 
Maßnahmen auf Grund der Artikel 41 und 42 zu treffen 
sind, um den Weltfrieden und die internationale Sicher-
heit zu wahren oder wiederherzustellen. 

Artikel 40 

Um einer Verschärfung der Lage vorzubeugen, kann 
der Sicherheitsrat, bevor er nach Artikel 39 Empfehlun-
gen abgibt oder Maßnahmen beschließt, die beteiligten 
Parteien auffordern, den von ihm für notwendig oder er-
wünscht erachteten vorläufigen Maßnahmen Folge zu 
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desirable. Such provisional measures shall be without 
prejudice to the rights, claims, or positions of the parties 
concerned. The Security Council shall duly take account 
of failure to comply with such provisional measures. 

Article 41 

The Security Council may decide what measures not 
involving the use of armed force are to be employed to 
give effect to its decisions, and it may call upon the 
Members of the United Nations to apply such measures. 
These may include complete or partial interruption of 
economic relations and of rail, sea, air, postal, telegraphic, 
radio, and other means of communication, and the sev-
erance of diplomatic relations. 

Article 42 

Should the Security Council consider that measures 
provided for in Article 41 would be inadequate or have 
proved to be inadequate, it may take such action by air, 
sea, or land forces as may be necessary to maintain or 
restore international peace and security. Such action may 
include demonstrations, blockade, and other operations 
by air, sea, or land forces of Members of the United 
Nations. 

Article 43 

1. All Members of the United Nations, in order to con-
tribute to the maintenance of international peace and 
security, undertake to make available to the Security 
Council, on its call and in accordance with a special 
agreement or agreements, armed forces, assistance, and 
facilities, including rights of passage, necessary for the 
purpose of maintaining international peace and security. 

2. Such agreement or agreements shall govern the 
numbers and types of forces, their degree of readiness 
and general location, and the nature of the facilities and 
assistance to be provided. 

3. The agreement or agreements shall be negotiated as 
soon as possible on the initiative of the Security Council. 
They shall be concluded between the Security Council 
and Members or between the Security Council and 
groups of Members and shall be subject to ratification 
by the signatory states in accordance with their respec-
tive constitutional processes. 

Article 44 

When the Security Council has decided to use force it 
shall, before calling upon a Member not represented on 
it to provide armed forces in fulfillment of the obligations 
assumed under Article 43, invite that Member, if the 
Member so desires, to participate in the decisions of the 
Security Council concerning the employment of contin-
gents of that Member's armed forces. 

Article 45 

In order to enable the United Nations to take urgent 
military measures, Members shall hold immediately 
available national  air-force  contingents for combined in-
ternational enforcement action. The strength and degree 
of readiness of these contingents and plans for their com-
bined action shall be determined, within the limits laid 

leisten. Diese vorläufigen Maßnahmen lassen die Rechte, 
die Ansprüche und die Stellung der beteiligten Parteien 
unberührt. Wird den vorläufigen Maßnahmen nicht Folge 
geleistet, so trägt der Sicherheitsrat diesem Versagen 
gebührend Rechnung. 

Artikel 41 

Der Sicherheitsrat kann beschließen, welche Maßnah-
men — unter Ausschluß von Waffengewalt — zu ergrei-
fen sind, um seinen Beschlüssen Wirksamkeit zu ver-
leihen; er kann die Mitglieder der Vereinten Nationen 
auffordern, diese Maßnahmen durchzuführen. Sie können 
die vollständige oder teilweise Unterbrechung der Wirt-
schaftsbeziehungen, des Eisenbahn-, See- und Luftver-
kehrs, der Post-, Telegraphen- und Funkverbindungen 
sowie sonstiger Verkehrsmöglichkeiten und den Abbruch 
der diplomatischen Beziehungen einschließen, 

Artikel 42 

Ist der Sicherheitsrat der Auffassung, daß die in Arti-
kel 41 vorgesehenen Maßnahmen unzulänglich sein wür-
den oder sich als unzulänglich erwiesen haben, so kann 
er mit Luft-, See- oder Landstreitkräften die zur Wahrung 
oder Wiederherstellung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen durch-
führen. Sie können Demonstrationen, Blockaden und son-
stige Einsätze der Luft-, See- oder Landstreitkräfte von 
Mitgliedern der Vereinten Nationen einschließen. 

Artikel 43 

(1) Alle Mitglieder der Vereinten Nationen verpflich-
ten sich, zur Wahrung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit dadurch beizutragen, daß sie nach 
Maßgabe eines oder mehrerer Sonderabkommen dem 
Sicherheitsrat auf sein Ersuchen Streitkräfte zur Ver-
fügung stellen, Beistand leisten und Erleichterungen ein-
schließlich des Durchmarschrechts gewähren, soweit dies 
zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit erforderlich ist 

(2) Diese Abkommen haben die Zahl und Art der Streit-
kräfte, ihren Bereitschaftsgrad, ihren allgemeinen Stand-
ort sowie die Art der Erleichterungen und des Beistands 
vorzusehen. 

(3) Die Abkommen werden auf Veranlassung des Sicher-
heitsrats so bald wie möglich im Verhandlungswege aus-
gearbeitet. Sie werden zwischen dem Sicherheitsrat einer-
seits und Einzelmitgliedern oder Mitgliedergruppen an-
dererseits geschlossen und von den Unterzeichnerstaaten 
nach Maßgabe ihres Verfassungsrechts ratifiziert. 

Artikel 44 

Hat der Sicherheitsrat die Anwendung von Gewalt be-
schlossen, so lädt er ein in ihm nicht vertretenes Mitglied, 
bevor er es zur Stellung von Streitkräften auf Grund der 
nach Artikel 43 übernommenen Verpflichtungen auffor-
dert, auf dessen Wunsch ein, an seinen Beschlüssen über 
den Einsatz von Kontingenten der Streitkräfte dieses 
Mitglieds teilzunehmen. 

Artikel 45 

Um die Vereinten Nationen zur Durchführung dringen-
der militärischer Maßnahmen zu befähigen, halten Mit-
glieder der Organisation Kontingente ihrer Luftstreit-
kräfte zum sofortigen Einsatz bei gemeinsamen inter-
nationalen Zwangsmaßnahmen bereit. Stärke und Bereit-
schaftsgrad dieser Kontingente sowie die Pläne für ihre 
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down in the special agreement or agreements referred to 
in Article 43, by the Security Council with the assistance 
of the Military Staff Committee. 

Article 46 

Plans for the application of armed force shall be made 
by the Security Council with the assistance of the Mili-
tary Staff Committee. 

Article 47 

1. There shall be established a Military Staff Commit-
tee to advise and assist the Security Council on all 
questions relating to the Security Council's military re-
quirements for the maintenance of international peace 
and security, the employment and command of forces 
placed at its disposal, the regulation of armaments, and 
possible disarmament. 

2. The Military Staff Committee shall consist of the 
Chiefs of Staff of the permanent members of the Security 
Council or their representatives. Any Member of the 
United Nations not permanently represented on the 
Committee shall be invited by the Committee to be asso-
ciated with it when the efficient discharge of the Com-
mittee's responsibilities requires the participation of that 
Member in its work. 

3. The Military Staff Committee shall be responsible 
under the Security Council for the strategic direction of 
any armed forces placed at the disposal of the Security 
Council. Questions relating to the command of such 
forces shall be worked out subsequently. 

4. The Military Staff Committee, with the authorization 
of the Security Council and after consultation with appro-
priate regional agencies, may establish regional sub-
committees. 

Article 48 

1. The action required to carry out the decisions of the 
Security Council for the maintenance of international 
peace and security shall be taken by all the Members of 
the United Nations or by some of them, as the Security 
Council may determine. 

2. Such decisions shall be carried out by the Members 
of the United Nations directly and through their action 
in the appropriate international agencies of which they 
are members. 

Article 49 

The Members of the United Nations shall join in afford-
ing mutual assistance in carrying out the measures 
decided upon by the Security Council. 

Article 50 

If preventive or enforcement measures against any 
state are taken by the Security Council, any other state, 
whether a Member of the United Nations or not, which 
finds itself confronted with special economic problems 
arising from the carrying out of those measures shall 
have the right to consult Security Council with regard 
to a solution of those problems. 

Article 51 

Nothing in the present Charter shall impair the inherent 
right of individual or collective self-defense if an armed 
attack occurs against a Member of the United Nations, 

gemeinsamen Maßnahmen legt der Sicherheitsrat mit Un-
terstützung des Generalstabsausschusses im Rahmen der 
in Artikel 43 erwähnten Sonderabkommen fest. 

Artikel 46 

Die Pläne für die Anwendung von Waffengewalt wer-
den vom Sicherheitsrat mit Unterstützung des General-
stabsausschusses aufgestellt. 

Artikel 47 

(1) Es wird ein Generalstabsausschuß eingesetzt, um 
den Sicherheitsrat in allen Fragen zu beraten und zu un-
terstützen, die dessen militärische Bedürfnisse zur Wah-
rung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, 
den Einsatz und die Führung der dem Sicherheitsrat zur 
Verfügung gestellten Streitkräfte, die Rüstungsregelung 
und eine etwaige Abrüstung betreffen. 

(2) Der Generalstabsausschuß besteht aus den General-
stabschefs der ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats 
oder ihren Vertretern. Ein nicht ständig im Ausschuß ver-
tretenes Mitglied der Vereinten Nationen wird vom Aus-
schuß eingeladen, sich ihm zu assoziieren, wenn die Mit-
arbeit dieses Mitglieds für die wirksame Durchführung 
der Aufgaben des Ausschusses erforderlich ist. 

(3) Der Generalstabsausschuß ist unter der Autorität 
des Sicherheitsrats für die strategische Leitung aller dem 
Sicherheitsrat zur Verfügung gestellten Streitkräfte ver-
antwortlich. Die Fragen bezüglich der Führung dieser 
Streitkräfte werden später geregelt. 

(4) Der Generalstabsausschuß kann mit Ermächtigung 
des Sicherheitsrats nach Konsultation mit geeigneten re-
gionalen Einrichtungen regionale Unterausschüsse ein-
setzen. 

Artikel 48 

(1) Die Maßnahmen, die für die Durchführung der Be-
schlüsse des Sicherheitsrats zur Wahrung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit erforderlich sind, 
werden je nach dem Ermessen des Sicherheitsrats von 
allen oder von einigen Mitgliedern der Vereinten Natio-
nen getroffen. 

(2) Diese Beschlüsse werden von den Mitgliedern der 
Vereinten Nationen unmittelbar sowie durch Maßnahmen 
in den geeigneten internationalen Einrichtungen durch-
geführt, deren Mitglieder sie sind. 

Artikel 49 

Bei der Durchführung der vom Sicherheitsrat beschlos-
senen Maßnahmen leisten die Mitglieder der Vereinten 
Nationen einander gemeinsam handelnd Beistand. 

Artikel 50 

Ergreift der Sicherheitsrat gegen einen Staat Vorbeu-
gongs- oder Zwangsmaßnahmen, so kann jeder andere 
Staat, ob Mitglied der Vereinten Nationen oder nicht, 
den die Durchführung dieser Maßnahmen vor besondere 
wirtschaftliche Probleme stellt, den Sicherheitsrat zwecks 
Lösung dieser Probleme konsultieren. 

Artikel 51 

Diese Charta beeinträchtigt im Falle eines bewaffneten 
Angriffs gegen ein Mitglied der Vereinten Nationen kei-
neswegs das naturgegebene Recht zur individuellen oder 
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until the Security Council has taken the measures neces-
sary to maintain international peace and security. Meas-
ures taken by Members in the exercise of this right of 
self-defense shall be immediately reported to the Secu-
rity Council and shall not in any way affect the authority 
and responsibility of the Security Council under the 
present Charter to take at any time such action as it 
deems necessary in order to maintain or restore inter-
national peace and security. 

Chapter VIII 

Regional Arrangements 

Article 52 

1. Nothing in the present Charter precludes the 
existence of regional arrangements or agencies for deal-
ing with such matters relating to the maintenance of in-
ternational peace and security as are appropriate for 
regional action, provided that such arrangements or agen-
cies and their activities are consistent with the Purposes 
and Principles of the United Nations. 

2. The Members of the United Nations entering into 
such arrangements or constituting such agencies shall 
make every effort to achieve pacific settlement of local 
disputes through such regional arrangements or by such 
regional agencies before referring them to the Security 
Council. 

3. The Security Council shall encourage the develop-
ment of pacific settlement of local disputes through such 
regional arrangements or by such regional agencies 
either on the initiative of the states concerned or by 
reference from the Security Council. 

4. This Article in no way impairs the application of 
Articles 34 and 35. 

Article 53 

1. The Security Council shall, where appropriate, utilize 
such regional arrangements or agencies for enforcement 
action under its authority. But no enforcement action 
shall be taken under regional arrangements or by regional 
agencies without the authorization of the Security Coun-
cil, with the exception of measures against any enemy 
state, as defined in paragraph 2 of this Article, provided 
for pursuant to Article 107 or in regional arrangements 
directed against renewal of aggressive policy on the 
part of any such state, until such time as the Organiza-
tion may, on request of the Governments concerned, be 
charged with the responsibility for preventing further 
aggression by such a state. 

2. The term enemy state as used in paragraph 1 of this 
Article applies to any state which during the Second 
World War has been an enemy of any signatory of the 
present Charter. 

Article 54 

The Security Council shall at all times be kept fully 
informed of activities undertaken or in contemplation 
under regional arrangements or by regional agencies for 
the maintenance of international peace and security. 

kollektiven Selbstverteidigung, bis der Sicherheitsrat die 
zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit erforderlichen Maßnahmen getroffen hat. Maß-
nahmen, die ein Mitglied in Ausübung dieses Selbstver-
teidigungsrechts trifft, sind dem Sicherheitsrat sofort an-
zuzeigen; sie berühren in keiner Weise dessen auf dieser 
Charta beruhende Befugnis und Pflicht, jederzeit die 
Maßnahmen zu treffen, die er zur Wahrung oder Wieder-
herstellung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit fur erforderlich hält. 

Kapitel VIII 

Regionale Abmachungen 

Artikel 52 

(1) Diese Charta schließt das Bestehen regionaler Ab-
machungen oder Einrichtungen zur Behandlung derjenigen 
die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit betreffenden Angelegenheiten nicht aus, bei 
denen Maßnahmen regionaler Art angebracht sind; Vor-
aussetzung hierfür ist, daß diese Abmachungen oder Ein-
richtungen und ihr Wirken mit den Zielen und Grund-
sätzen. der Vereinten Nationen vereinbar sind. 

(2) Mitglieder der Vereinten Nationen, die solche Ab-
machungen treffen oder solche Einrichtungen schaffen, 
werden sich nach besten Kräften bemühen, durch Inan-
spruchnahme dieser Abmachungen oder Einrichtungen 
örtlich begrenzte Streitigkeiten friedlich beizulegen, be-
vor sie den Sicherheitsrat damit befassen. 

(3) Der Sicherheitsrat wird die Entwicklung des Ver-
fahrens fördern, örtlich begrenzte Streitigkeiten durch In-
anspruchnahme dieser regionalen Abmachungen oder Ein-
richtungen friedlich beizulegen, sei es auf Veranlassung 
der beteiligten Staaten oder auf Grund von Überweisun-
gen durch ihn selbst. 

(4) Die Anwendung der Artikel 34 und 35 wird durch 
diesen Artikel nicht beeinträchtigt. 

Artikel 53 

(1) Der Sicherheitsrat nimmt gegebenenfalls diese re-
gionalen Abmachungen oder Einrichtungen zur Durchfüh-
rung von Zwangsmaßnahmen unter seiner Autorität in 
Anspruch. Ohne Ermächtigung des Sicherheitsrats dürfen 
Zwangsmaßnahmen auf Grund regionaler Abmachungen 
oder seitens regionaler Einrichtungen nicht ergriffen wer-
den; ausgenommen sind Maßnahmen gegen einen Feind-
staat im Sinne des Absatzes 2, soweit sie in Artikel 107 
oder in regionalen, gegen die Wiederaufnahme der An-
griffspolitik eines solchen Staates gerichteten Abmachun-
gen vorgesehen sind; die Ausnahme gilt, bis der Organi-
sation auf Ersuchen der beteiligten Regierungen die Auf-
gabe zugewiesen wird, neue Angriffe eines solchen Staa-
tes zu verhüten. 

(2) Der Ausdruck „Feindstaat" in Absatz 1 bezeichnet 
jeden Staat, der während des zweiten Weltkriegs Feind 
eines Unterzeichners dieser Charta war. 

Artikel 54 

Der Sicherheitsrat ist jederzeit vollständig über die 
Maßnahmen auf dem laufenden zu halten, die zur Wah-
rung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 
auf Grund regionaler Abmachungen oder seitens regio-
naler Einrichtungen getroffen oder in Aussicht genommen 
werden. 
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Chapter IX 

International Economic 
and Social Cooperation 

Article 55 

With d  view to the creation of conditions of stability 
and well-being which are necessary for peaceful and 
friendly relations among nations based on respect for 
the principle of equal rights and self-determination of 
peoples, the United Nations shall promote: 

a. higher standards of living, full employment, and con-
ditions of economic and social progress and develop-
ment; 

b. solutions of international economic, social, health, 
and related problems; and international cultural and 
educational cooperation; and 

c. universal respect for, and observance of, human rights 
and fundamental freedoms for all without distinction 
as to race, sex, language, or religion. 

Article 56 

All Members pledge themselves to take joint and 
separate action in cooperation with the Organization for 
the achievement of the purposes set forth in Article 55. 

Article 57 

1. The various specialized agencies, established by 
intergovernmental agreement and having wide inter-
national responsibilities, as defined in their basic 
instruments, in economic, social, cultural, educational, 
health, and related fields, shall be brought into relation-
ship with the United Nations in accordance with the 
provisions of Article 63. 

2. Such agencies thus brought into relationship with 
the United Nations are hereinafter referred to as 
specialized agencies. 

Article 58 

The Organization shall make recommendations for the 
coordination of the policies and activities of the special-
ized agencies. 

Article 59 

The Organization shall, where appropriate, initiate 
negotiations among the states concerned for the creation 
of any new specialized agencies required for the ac-
complishment of the purposes set forth in Article 55. 

Article 60 

Responsibility for the discharge of the functions of 
the Organization set forth in this Chapter shall be vested 
in the General Assembly and, under the authority of 
the General Assembly, in the Economic and Social 
Council, which shall have for this purpose the powers 
set forth in Chapter X. 

Kapitel IX 

Internationale Zusammenarbeit 
auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet 

Artikel 55 

Um jenen Zustand der Stabilität und Wohlfahrt herbei-
zuführen, der erforderlich ist, damit zwischen den Natio-
nen friedliche und freundschaftliche, auf der Achtung vor 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestim-
mung der Völker beruhende Beziehungen herrschen, för-
dern die Vereinten Nationen 

a) die Verbesserung des Lebensstandards, die Vollbe-
schäftigung und die Voraussetzungen für wirtschaft-
lichen und sozialen Fortschritt und Aufstieg; 

b) die Lösung internationaler Probleme wirtschaftlicher, 
sozialer, gesundheitlicher und verwandter Art sowie 
die internationale Zusammenarbeit auf den Gebieten 
der Kultur und der Erziehung; 

c) die allgemeine Achtung und Verwirklichung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne Unter-
schied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder 
der Religion. 

Artikel 56 

Alle Mitgliedstaaten verpflichten sich, gemeinsam und 
jeder für sich mit der Organisation zusammenzuarbeiten, 
um die in Artikel 55 dargelegten Ziele zu erreichen. 

Artikel 57 

(1) Die verschiedenen durch zwischenstaatliche Über-
einkünfte errichteten Sonderorganisationen, die auf den 
Gebieten der Wirtschaft, des Sozialwesens, der Kultur, 
der Erziehung, der Gesundheit und auf verwandten Ge-
bieten weitreichende, in ihren maßgebenden Urkunden 
umschriebene internationale Aufgaben zu erfüllen haben, 
werden gemäß Artikel 63 mit den Vereinten Nationen in 
Beziehung gebracht. 

(2) Diese mit den Vereinten Nationen in Beziehung ge-
brachten Organisationen sind im folgenden als „Sonder-
organisationen" bezeichnet. 

Artikel 58 

Die Organisation gibt Empfehlungen ab, um die Be-
strebungen und Tätigkeiten dieser Sonderorganisationen 
zu koordinieren. 

Artikel 59 

Die Organisation veranlaßt gegebenenfalls zwischen 
den in Betracht kommenden Staaten Verhandlungen zur 
Errichtung neuer Sonderorganisationen, soweit solche zur 
Verwirklichung der in Artikel 55 dargelegten Ziele erfor-
derlich sind. 

Artikel 60 

Für die Wahrnehmung der in diesem Kapitel genann-
ten Aufgaben der Organisation sind die Generalversamm-
lung und unter ihrer Autorität der Wirtschafts- und So-
zialrat verantwortlich; dieser besitzt zu diesem Zweck die 
ihm in Kapitel X zugewiesenen Befugnisse. 
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Chapter X 

The Economic and Social Council 

Composition 

Article 61 

1. The Economic and Social Council shall consist of 
twenty-seven Members of the United Nations elected 
by the General Assembly. 

2. Subject to the provisions of paragraph 3, nine mem-
bers of the Economic and Social Council shall be elected 
each year for a term of three years. A retiring member 
shall he eligible for immediate re-election. 

3. At the first election after the increase in the mem-
bership of the Economic and Social Council from eight-
een to twenty-seven members, in addition to the 
members elected in place of the six members whose 
term of office expires at the end of that year, nine 
additional members shall be elected. Of these nine ad-
ditional members, the term of office of three members 
so elected shall expire at the end of one year, and of 
three other members at the end of two years, in ac-
cordance with arrangements made by the General As-
sembly. 

4. Each member of the Economic and Social Council 
shall have one representative, 

Functions and Powers 

Article 62 

1 The Economic and Social Council may make or 
initiate studies and reports with respect to international 
economic, social, cultural, educational, health, and 
related matters and may make recommendations with 
respect to any such matters to the General Assembly, 
to the Members of the United Nations, and to the 
specialized agencies concerned. 

2. It may make recommendations for the purpose of 
promoting respect for, and observance of, human rights 
and fundamental freedoms for all. 

3. It may prepare draft conventions for submission to 
the General Assembly, with respect to matters falling 
within its competence. 

4. It may call, in accordance with the rules prescribed 
by the United Nations, international conferences on 
matters falling within its competence. 

Article 63 

1. The Economic and Social Council may enter  into 
agreements with any of the agencies referred to in 
Article 57, defining the terms on which the agency 
concerned shall be brought into relationship with the 
United Nations. Such agreements shall be subject to 
approval by the General Assembly. 

2. It may coordinate the activities of the specialized 
agencies through consultation with and recommendations 
to such agencies and through recommendations to the 
General Assembly and to the Members of the United 
Nations. 

Article 64 

1. The Economic and Social Council may take ap-
propriate steps to obtain regular reports from the 
specialized agencies. It may make arrangements with 

Kapitel X 

Der Wirtschafts- und Sozialrat 

Zusammensetzung 

Artikel 61 

(1) Der Wirtschafts- und Sozialrat besteht aus sieben-
undzwanzig von der Generalversammlung gewählten Mit-
gliedern der Vereinten Nationen. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 3 werden alljährlich 
neun Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialrats für drei 
Jahre gewählt. Ein ausscheidendes Mitglied kann unmit-
telbar wiedergewählt werden. 

(3) Bei der ersten Wahl, die nach Erhöhung der Zahl 
der Ratsmitglieder von achtzehn auf siebenundzwanzig 
stattfindet, werden zusätzlich zu den Mitgliedern, die an-
stelle der sechs Mitglieder gewählt werden, deren Amts-
zeit mit dem betreffenden Jahr endet, neun weitere Mit-
glieder des Wirtschafts- und Sozialrats gewählt. Die 
Amtszeit von drei dieser neun zusätzlichen Mitglieder 
endet nach einem Jahr, diejenige von drei weiteren Mit-
gliedern nach zwei Jahren; das Nähere regelt die Gene-
ralversammlung. 

(4) Jedes Mitglied des Wirtschafts- und Sozialrats hat 
in diesem einen Vertreter. 

Aufgaben und Befugnisse 

Artikel 62 

(1) Der Wirtschafts- und Sozialrat kann über interna-
tionale Angelegenheiten auf den Gebieten der Wirtschaft, 
des Sozialwesens, der Kultur, der Erziehung, der Gesund-
heit und auf verwandten Gebieten Untersuchungen durch-
führen oder bewirken sowie Berichte abfassen oder ver-
anlassen; er kann zu jeder derartigen Angelegenheit an 
die Generalversammlung, die Mitglieder der Vereinten 
Nationen und die in Betracht kommenden Sonderorgani-
sationen Empfehlungen richten. 

(2) Er kann Empfehlungen abgeben, um die Achtung 
und Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten für alle zu fordern. 

(3) Er kann über Angelegenheiten, für die er zuständig 
ist, Übereinkommen entwerfen und der Generalversamm-
lung vorlegen. 

(4) Er kann nach den von den Vereinten Nationen fest-
gesetzten Regeln internationale Konferenzen über An-
gelegenheiten einberufen, für die er zuständig ist. 

Artikel 63 

(1) Der Wirtschafts- und Sozialrat kann mit jeder der in 
Artikel 57 bezeichneten Organisationen Abkommen 
schließen, in denen die Beziehungen der betreffenden 
Organisation zu den Vereinten Nationen geregelt wer-
den. Diese Abkommen bedürfen der Genehmigung durch 
die Generalversammlung. 

(2) Er kann die Tätigkeit der Sonderorganisationen 
koordinieren, indem er Konsultationen mit ihnen führt 
und an sie, an die Generalversammlung und die Mitglie-
der der Vereinten Nationen Empfehlungen richtet. 

Artikel 64 

(1) Der Wirtschafts- und Sozialrat kann geeignete 
Schritte unternehmen, um von den Sonderorganisationen 
regelmäßig Berichte zu erhalten. Er kann mit den Mit- 
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the Members of the United Nations and with the spe-
cialized agencies to obtain reports on the steps taken 
to give effect to its own recommendations and to 
recommendations on matters falling within its compe-
tence made by the General Assembly. 

2. It may communicate its observations on these 
reports to the General Assembly. 

Article 65 

The Economic and Social Council may furnish infor-
mation to the Security Council and shall assist the Secu-
rity Council upon its request. 

Article 66 

1. The Economic and Social Council shall perform such 
functions as fall within its competence in connection with 
the carrying out of the recommendations of the General 
Assembly. 

2. It may, with the approval of the General Assembly, 
perform services at the request of Members of the United 
Nations and at the request of specialized agencies. 

3. It shall perform such other functions as are specified 
elsewhere in the present Charter or as may be assigned 
to it by the General Assembly. 

Voting 

Article 67 

1. Each member of the Economic and Social Council 
shall have one vote. 

2. Decisions of the Economic and Social Council shall 
be made by a majority of the members present and vot-
ing. 

Procedure 

Article 68 

The Economic and Social Council shall set up commis-
sions in economic and social fields and for the promotion 
of human rights, and such other commissions as may be 
required for the performance of its functions. 

Article 69 

The Economic and Social Council shall invite any 
Member of the United Nations to participate, without 
vote, in its deliberations on any matter of particular 
concern to that Member. 

Article 70 

The Economic and Social Council may make arrange-
ments for representatives of the specialized agencies to 
participate, without vote, in its deliberations and in those 
of the commissions established by it, and for its represent-
atives to participate in the deliberations of the special-
ized agencies. 

Article 71 

The Economic and Social Council may make suitable 
arrangements for consultation with non-governmental 
organizations which are concerned with matters within 
its competence. Such arrangements may be made with 

gliedern der Vereinten Nationen und mit den Sonder-
organisationen Abmachungen treffen, um Berichte über 
die Maßnahmen zu erhalten, die zur Durchführung seiner 
Empfehlungen und der Empfehlungen der Generalver-
sammlung über Angelegenheiten getroffen werden, für 
die er zuständig ist. 

(2) Er kann der Generalversammlung seine Bemerkun-
gen zu diesen Berichten mitteilen. 

Artikel 65 

Der Wirtschafts- und Sozialrat kann dem Sicherheitsrat 
Auskünfte erteilen und ihn auf dessen Ersuchen unter-
stützen. 

Artikel 66 

(1) Der Wirtschafts- und Sozialrat nimmt alle Aufgaben 
wahr, für die er im Zusammenhang mit der Durchführung 
von Empfehlungen der Generalversammlung zuständig 
ist. 

(2) Er kann mit Genehmigung der Generalversammlung 
alle Dienste leisten, um die ihn Mitglieder der Vereinten 
Nationen oder Sonderorganisationen ersuchen. 

(3) Er nimmt alle sonstigen Aufgaben wahr, die ihm in 
dieser Charta oder durch die Generalversammlung zu-
gewiesen werden. 

Abstimmung 

Artikel 67 

(1) Jedes Mitglied des Wirtschafts- und Sozialrats hat 
eine Stimme. 

(2) Beschlüsse des Wirtschafts- und Sozialrats bedürfen 
der Mehrheit der anwesenden und abstimmenden Mit-
glieder. 

Verfahren 

Artikel 68 

Der Wirtschafts- und Sozialrat setzt Kommissionen für 
wirtschaftliche und soziale Fragen und für die Förderung 
der Menschenrechte sowie alle sonstigen zur Wahrneh-
mung seiner Aufgaben erforderlichen Kommissionen ein. 

Artikel 69 

Behandelt der Wirtschafts- und Sozialrat eine Ange-
legenheit, die für ein Mitglied der Vereinten Nationen 
von besonderem Belang ist, so lädt er es ein, ohne Stimm-
recht an seinen Beratungen teilzunehmen. 

Artikel 70 

Der Wirtschafts- und Sozialrat kann Abmachungen da-
hingehend treffen, daß Vertreter der Sonderorganisatio-
nen ohne Stimmrecht an seinen Beratungen und an den 
Beratungen der von ihm eingesetzten Kommissionen teil-
nehmen und daß seine eigenen Vertreter an den Beratun-
gen der Sonderorganisationen teilnehmen. 

Artikel 71 

Der Wirtschafts- und Sozialrat kann geeignete Ab-
machungen zwecks Konsultation mit nichtstaatlichen Or-
ganisationen treffen, die sich mit Angelegenheiten seiner 
Zuständigkeit befassen. Solche Abmachungen können mit 
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international organizations and, where appropriate, with 
national organizations after consultation with the Mem-
ber of the United Nations concerned. 

Article 72 

1. The Economic and Social Council shall adopt its 
own rules of procedure, including the method of select-
ing its President. 

2. The Economic and Social Council shall meet as re-
quired in accordance with its rules, which shall include 
provision for the convening of meetings on the request 
of a majority of its members. 

Chapter XI 

Declaration regarding 
Non-Self-Governing Territories 

Article 73 

Members of the United Nations which have or assume 
responsibilities for the administration of territories whose 
peoples have not yet attained a full measure of self

-

government recognize the principle that the interests of 
the inhabitants of these territories are paramount, and 
accept as a sacred trust the obligation to promote to the 
utmost, within the system of international peace and 
security established by the present Charter, the well-
being of the inhabitants of these territories, and, to this 
end: 

a. to ensure, with due respect for the culture of the 
peoples concerned, their political, economic, social, 
and educational advancement, their just treatment, 
and their protection against abuses; 

b. to develop self-government, to take due account of 
the political aspirations of the peoples, and to assist 
them in the progressive development of their free 
political institutions, according to the particular cir-
cumstances of each territory and its peoples and their 
varying stages of advancement; 

c. to further international peace and security; 

d. to promote constructive measures of development, to 
encourage research, and to cooperate with one an-
other and, when and where appropriate, with special-
ized international bodies with a view to the practical 
achievement of the social, economic, and scientific 
purposes set forth in this Article; and 

e. to transmit regularly to the Secretary-General for in-
formation purposes, subject to such limitation as se-
curity and constitutional considerations may require, 
statistical and other information of a technical nature 
relating to economic, social, and educational condi-
tions in the territories for which they are respectively 
responsible other than those territories to which Chap-
ters XII and XIII apply. 

Article 74 

Members of the United Nations also agree that their 
policy in respect of the territories to which this Chapter 
applies, no less than in respect of their metropolitan 
areas, must be based on the general principle of good-
neighborliness, due account being taken of the interests 
and well-being of the rest of the world, in social, econom-
ic, and commercial matters. 

internationalen Organisationen und, soweit angebracht, 
nach Konsultation des betreffenden Mitglieds der Ver-
einten Nationen auch mit nationalen Organisationen ge-
troffen werden. 

Artikel 72 

(1) Der Wirtschafts- und Sozialrat gibt sich eine Ge-
schäftsordnung; in dieser regelt er auch das Verfahren 
für die Wahl seines Präsidenten. 

(2) Der Wirtschafts- und Sozialrat tritt nach Bedarf ge-
mäß seiner Geschäftsordnung zusammen; in dieser ist 
auch die Einberufung von Sitzungen auf Antrag der Mehr-
heit seiner Mitglieder vorzusehen. 

Kapitel XI 

Erklärung über Hoheitsgebiete 
ohne Selbstregierung 

Artikel 73 

Mitglieder der Vereinten Nationen, welche die Verant-
wortung für die Verwaltung von Hoheitsgebieten haben 
oder übernehmen, deren Völker noch nicht die volle 
Selbstregierung erreicht haben, bekennen sich zu dem 
Grundsatz, daß die Interessen der Einwohner dieser 
Hoheitsgebiete Vorrang haben; sie übernehmen als heili-
gen Auftrag die Verpflichtung, im Rahmen des durch 
diese Charta errichteten Systems des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit das Wohl dieser Einwohner 
aufs äußerste zu fördern; zu diesem Zweck verpflichten 
sie sich, 

a) den politischen, wirtschaftlichen, sozialen und erzie-
herischen Fortschritt, die gerechte Behandlung und den 
Schutz dieser Völker gegen Mißbräuche unter gebüh-
render Achtung vor ihrer Kultur zu gewährleisten; 

b) die Selbstregierung zu entwickeln, die politischen Be-
strebungen dieser Völker gebührend zu berücksich-
tigen und sie bei der fortschreitenden Entwicklung 
ihrer freien politischen Einrichtungen zu unterstützen, 
und zwar je nach den besonderen Verhältnissen jedes 
Hoheitsgebiets, seiner Bevölkerung und deren jeweili-
ger Entwicklungsstufe; 

c) den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu 
festigen; 

d) Aufbau- und Entwicklungsmaßnahmen zu fördern, die 
Forschungstätigkeit zu unterstützen sowie miteinan-
der und gegebenenfalls mit internationalen Fachorga-
nisationen zusammenzuarbeiten, um die in diesem 
Artikel dargelegten sozialen, wirtschaftlichen und wis-
senschaftlichen Ziele zu verwirklichen; 

e) dem Generalsekretär mit der durch die Rücksichtnahme 
auf Sicherheit und Verfassung gebotenen Einschrän-
kung zu seiner Unterrichtung regelmäßig statistische 
und sonstige Informationen technischer Art über das 
Wirtschafts-, Sozial- und Erziehungswesen in den nicht 
unter die Kapitel XII und XIII fallenden Hoheits-
gebieten zu übermitteln, für die sie verantwortlich 
sind. 

Artikel 74 

Die Mitglieder der Vereinten Nationen sind sich ferner 
darin einig, daß die Politik, die sie für die unter dieses 
Kapitel fallenden Hoheitsgebiete verfolgen, nicht minder 
auf dem allgemeinen Grundsatz der guten Nachbarschaft 
in sozialen, wirtschaftlichen und Handelsangelegenheiten 
beruhen muß als die Politik, die sie für ihr Mutterland 
verfolgen; hierbei sind die Interessen und das Wohl der 
übrigen Welt gebührend zu berücksichtigen. 
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Chapter XII 

International Trusteeship System 

Article 75 

The United Nations shall establish under its authority 
an international trusteeship system for the administration 
and supervision of such territories as may be placed 
thereunder by subsequent individual agreements. These 
territories are hereinafter referred to as trust territories. 

Article 76 

The basic objectives of the trusteeship system, in 
accordance with the Purposes of the United Nations laid 
down in Article 1 of the present Charter, shall be: 

a. to further international peace and security; 

b. to promote the political, economic, social, and educa-
tional advancement of the inhabitants of the trust 
territories, and their progressive development towards 
self-government or independence as may be appro-
priate to the particular circumstances of each territory 
and its peoples and the freely expressed wishes of the 
peoples concerned, and as may be provided by the 
terms of each trusteeship agreement; 

('. to encourage respect for human rights and for funda-
mental freedoms for all without distinction as to race, 
sex, language, or religion, and to encourage recogni-
tion of the interdependence of the peoples of the 
world; and 

cl. to ensure equal treatment in social, economic, and 
commercial matters for all Members of the United 
Nations and their nationals, and also equal treatment 
for the latter in the administration of justice, without 
prejudice to the attainment of the foregoing objectives 
and subject to the provisions of Article 80. 

Article 77 

1. The trusteeship system shall apply to such territories 
in the following categories as may be placed thereunder 
by means of trusteeship agreements: 

a. territories now held under mandate; 

b. territories which may be detached from enemy states 
as a result of the Second World War; and 

c. territories voluntarily placed under the system by 
states responsible for their administration. 

2. It will be a matter for subsequent agreement as to 
which territories in the foregoing categories will be 
brought under the trusteeship system and upon what 
terms. 

Article 78 

The trusteeship system shall not apply to territories 
which have become Members of the United Nations, 
relationship among which shall be based on respect for 
the principle of sovereign equality. 

Article 79 

The terms of trusteeship for each territory to be placed 
under the trusteeship system, including any alteration or 
amendment, shall be agreed upon by the states directly 

Kapitel XII 

Das internationale Treuhandsystem 

Artikel 75 

Die Vereinten Nationen errichten unter ihrer Autorität 
ein internationales Treuhandsystem für die Verwaltung 
und Beaufsichtigung der Hoheitsgebiete, die auf Grund 
späterer Einzelabkommen in dieses System einbezogen 
werden. Diese Hoheitsgebiete werden im folgenden als 
Treuhandgebiete bezeichnet. 

Artikel 76 

Im Einklang mit den in Artikel 1 dieser Charta dar-
gelegten Zielen der Vereinten Nationen dient das Treu-
handsystem hauptsächlich folgenden Zwecken: 

a) den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu 
festigen; 

1)) den politischen, wirtschaftlichen, sozialen und erzie-
herischen Fortschritt der Einwohner der Treuhand-
gebiete und ihre fortschreitende Entwicklung zur 
Selbstregierung oder Unabhängigkeit so zu fördern, 
wie es den besonderen Verhältnissen eines jeden die-
ser Hoheitsgebiete und seiner Bevölkerung sowie 
deren frei geäußerten Wünschen entspricht und in dem 
diesbezüglichen Treuhandabkommen vorgesehen ist; 

c) die Achtung vor den Menschenrechten und Grund-
freiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des 
Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern 
und das Bewußtsein der gegenseitigen Abhängigkeit 
der Völker der Welt zu stärken; 

(1) die Gleichbehandlung aller Mitglieder der Vereinten 
Nationen und ihrer Staatsangehörigen in sozialen, 
wirtschaftlichen und Handelsangelegenheiten sowie 
die Gleichbehandlung dieser Staatsangehörigen in der 
Rechtspflege sicherzustellen, ohne jedoch die Verwirk-
lichung der vorgenannten Zwecke zu beeinträchtigen; 
Artikel 80 bleibt unberührt. 

Artikel 77 

(1) Das Treuhandsystem findet auf die zu den folgenden 
Gruppen gehörenden Hoheitsgebiete Anwendung, soweit 
sie auf Grund von Treuhandabkommen in dieses System 
einbezogen werden: 

a) gegenwärtig bestehende Mandatsgebiete; 

b) Hoheitsgebiete, die infolge des zweiten Weltkriegs 
von Feindstaaten abgetrennt werden; 

c) Hoheitsgebiete, die von den für ihre Verwaltung ver-
antwortlichen Staaten freiwillig in das System ein-
bezogen werden. 

(2) Die Feststellung, welche Hoheitsgebiete aus den 
genannten Gruppen in das Treuhandsystem einbezogen 
werden und welche Bestimmungen hierfür gelten, bleibt 
einer späteren Übereinkunft vorbehalten. 

Artikel 78 

Das Treuhandsystem findet keine Anwendung auf Ho-
heitsgebiete, die Mitglied der Vereinten Nationen gewor-
den sind; die Beziehungen zwischen Mitgliedern beruhen 
auf der Achtung des Grundsatzes der souveränen Gleich-
heit. 

Artikel 79 

Für jedes in das Treuhandsystem einzubeziehende 
Hoheitsgebiet werden die Treuhandbestimmungen ein-
schließlich aller ihrer Änderungen und Ergänzungen von 
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concerned, including the mandatory power in the case of 
territories held under mandate by a Member of the 
United Nations, and shall be approved as provided for in 
Articles 83 and 85. 

Article 80 

1. Except as may be agreed upon in individual trustee-
ship agreements, made under Articles 77, 79, and 81, 
placing each territory under the trusteeship system, and 
until such agreements have been concluded, nothing in 
this Chapter shall be construed in or of itself to alter in 
any manner the rights whatsoever of any states or any 
peoples or the terms of existing international instruments 
to which Members of the United Nations may respectively 
be parties. 

2. Paragraph 1 of this Article shall not be interpreted as 
giving grounds for delay or postponement of the nego-
tiation and conclusion of agreements for placing man-
dated and other territories under the trusteeship system 
as provided for in Article 77. 

Article 81 

The trusteeship agreement shall in each case include 
the terms under which the trust territory will be ad-
ministered and designate the authority which will exer-
cise the administration of the trust territory. Such author-
ity, hereinafter called the administering authority, may 
be one or more states or the Organization itself. 

Article 82 

There may be designated, in any trusteeship agree-
ment, a strategic area or areas which may include part 
or all of the trust territory to which the agreement 
applies, without prejudice to any special agreement or 
agreements made under Article 43. 

Article 83 

1. All functions of the United Nations relating to stra-
tegic areas, including the approval of the terms of the 
trusteeship agreements and of their alteration or amend-
ment, shall be exercised by the Security Council. 

2. The basic objectives set forth in Article 76 shall be 
applicable to the people of each strategic area. 

3. The Security Council shall, subject to the provisions 
of the trusteeship agreements and without prejudice to 
security considerations, avail itself of the assistance of 
the Trusteeship Council to perform those functions of 
the United Nations under the trusteeship system relating 
to political, economic, social, and educational matters 
in the strategic areas. 

Article 84 

It shall be the duty of the administering authority to 
ensure that the trust territory shall play its part in the 
maintenance of international peace and security. To this 
end the administering authority may make use of 
volunteer forces, facilities, and assistance from the trust 
territory in carrying out the obligations towards the 
Security Council undertaken in this regard by the ad-
ministering authority, as well as for local defense and 
the maintenance of law and order within the trust terri-
tory. 

den unmittelbar beteiligten Staaten, zu denen bei Man-
datsgebieten eines Mitglieds der Vereinten Nationen 
auch die Mandatsmacht zählt, in Form eines Abkommens 
vereinbart; sie bedürfen der Genehmigung nach den Ar-
tikeln 83 und 85. 

Artikel 80 

(1) Soweit in einzelnen, auf Grund der Artikel 77, 79 
und 81 geschlossenen Treuhandabkommen zur Einbezie-
hung eines Treuhandgebiets in das Treuhandsystem nichts 
anderes vereinbart wird und solange derartige Abkom-
men noch nicht geschlossen sind, ist dieses Kapitel nicht 
so auszulegen, als ändere es unmittelbar oder mittelbar 
die Rechte von Staaten oder Völkern oder in Kraft be-
findliche internationale Übereinkünfte, deren Vertrags-
parteien Mitglieder der Vereinten Nationen sind. 

(2) Aus Absatz 1 kann keine Rechtfertigung dafür ab-
geleitet werden, Verhandlungen über Abkommen zu der 
in Artikel 77 vorgesehenen Einbeziehung von Mandats-
gebieten und sonstigen Hoheitsgebieten in das Treuhand-
system oder den Abschluß solcher Abkommen zu ver-
zögern oder aufzuschieben. 

Artikel 81 

Jedes Treuhandabkommen enthält die Bestimmungen, 
nach denen das Treuhandgebiet zu verwalten ist, und be-
zeichnet die verwaltende Obrigkeit. Diese, im folgenden 
als „Verwaltungsmacht" bezeichnet, kann ein Staat oder 
eine Staatengruppe oder die Organisation selbst sein. 

Artikel 82 

Jedes Treuhandabkommen kann eine oder mehrere 
strategische Zonen bezeichnen, die das ganze Treuhand-
gebiet, für welches das Abkommen gilt, oder einen Teil 
davon umfassen; Sonderabkommen nach Artikel 43 blei-
ben unberührt. 

Artikel 83 

(1) Alle Aufgaben der Vereinten Nationen in bezug auf 
strategische Zonen, einschließlich der Genehmigung der 
Treuhandabkommen sowie ihrer Änderungen und Ergän-
zungen, nimmt der Sicherheitsrat wahr. 

(2) Die in Artikel 76 dargelegten Hauptzwecke gelten 
auch für die Bevölkerung jeder strategischen Zone. 

(3) Unter Beachtung der Treuhandabkommen nimmt der 
Sicherheitsrat vorbehaltlich der Sicherheitserfordernisse 
die Unterstützung des Treuhandrats in Anspruch, um im 
Rahmen des Treuhandsystems diejenigen Aufgaben der 
Vereinten Nationen wahrzunehmen, die politische, wirt-
schaftliche, soziale und erzieherische Angelegenheiten in 
den strategischen Zonen betreffen. 

Artikel 84 

Die Verwaltungsmacht hat die Pflicht, dafür zu sorgen, 
daß das Treuhandgebiet seinen Beitrag zur Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit leistet. 
Zu diesem Zweck kann sie freiwillige Streitkräfte, Erleich-
terungen und Beistand von dem Treuhandgebiet in An-
spruch nehmen, um die Verpflichtungen zu erfüllen, die 
sie in dieser Hinsicht gegenüber dem Sicherheitsrat über-
nommen hat, und um die örtliche Verteidigung und die 
Aufrechterhaltung von Recht und Ordnung innerhalb des 
Treuhandgebiets sicherzustellen. 
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Article 85 

1. The functions of the United Nations with regard to 
trusteeship agreements for all areas not designated as 
strategic, including the approval of the terms of the 
trusteeship agreements and of their alteration or amend-
ment, shall be exercised by the General Assembly. 

2. The Trusteeship Council, operating under the author-
ity of the General Assembly, shall assist the General 
Assembly in carrying out these functions. 

Chapter XIII 

The Trusteeship Council 

Composition 

Article 86 

1. The Trusteeship Council shall consist of the follow-
ing Members of the United Nations: 

a. those Members administering trust territories; 

b. such of those Members mentioned by name in Ar-
ticle 23 as are not administering trust territories; and 

c. as many other Members elected for three-year terms 
by the General Assembly as may be necessary to 
ensure that the total number of members of the Trus-
teeship Council is equally divided between those 
Members of the United Nations which administer 
trust territories and those which do not. 

2. Each member of the Trusteeship Council shall de-
signate one specially qualified person to represent it 
therein. 

Functions and Powers 

Article 87 

The General Assembly and, under its authority, the 
Trusteeship Council, in carrying out their functions, may: 

a. consider reports submitted by the administering au-
thority; 

b. accept petitions and examine them in consultation 
with the administering authority; 

c. provide for periodic visits to the respective trust terri-
tories at times agreed upon with the administering 
authority; and 

d. take these and other actions in conformity with the 
terms of the trusteeship agreements. 

Article 88 

The Trusteeship Council shall formulate a question-
naire on the political, economic, social, and educational 
advancement of the inhabitants of each trust territory, 
and the administering authority for each trust territory 
within the competence of the General Assembly shall 
make an annual report to the General Assembly upon 
the basis of such questionnaire. 

Voting 

Article 89 

1. Each member of the Trusteeship Council shall have 
one vote. 

2. Decisions of the Trusteeship Council shall be made 
by a majority of the members present and voting. 

Artikel 85 

(1) Die Aufgaben der Vereinten Nationen in bezug auf 
Treuhandabkommen für alle nicht als strategische Zonen 
bezeichneten Gebiete, einschließlich der Genehmigung der 
Treuhandabkommen sowie ihrer Änderungen und Ergän-
zungen, werden von der Generalversammlung wahrge-
nommen. 

(2) Bei der Durchführung dieser Aufgaben wird die 
Generalversammlung von dem unter ihrer Autorität han-
delnden Treuhandrat unterstützt. 

Kapitel XIII 

Der Treuhandrat 

Zusammensetzung 

Artikel 86 

(1) Der Treuhandrat besteht aus folgenden Mitgliedern 
der Vereinten Nationen: 

a) den Mitgliedern, die Treuhandgebiete verwalten; 

b) den in Artikel 23 namentlich aufgeführten Mitgliedern, 
soweit sie keine Treuhandgebiete verwalten; 

c) so vielen weiteren von der Generalversammlung für 
je drei Jahre gewählten Mitgliedern, wie erforderlich 
sind, damit der Treuhandrat insgesamt zur Hälfte aus 
Mitgliedern der Vereinten Nationen besteht, die Treu-
handgebiete verwalten, und zur Hälfte aus solchen, 
die keine verwalten. 

(2) Jedes Mitglied des Treuhandrats bestellt eine be-
sonders geeignete Person zu seinem Vertreter im Treu-
handrat. 

Aufgaben und Befugnisse 

Artikel 87 

Die Generalversammlung und unter ihrer Autorität der 
Treuhandrat können bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben 

a) von der Verwaltungsmacht vorgelegte Berichte prü-
fen; 

b) Gesuche entgegennehmen und sie in Konsultation mit 
der Verwaltungsmacht prüfen; 

c) regelmäßige Bereisungen der einzelnen Treuhand-
gebiete veranlassen, deren Zeitpunkt mit der Verwal-
tungsmacht vereinbart wird; 

d) diese und sonstige Maßnahmen in Übereinstimmung 
mit den Treuhandabkommen treffen. 

Artikel 88 

Der Treuhandrat arbeitet einen Fragebogen über den 
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und erzieherischen 
Fortschritt der Einwohner jedes Treuhandgebiets aus; die 
Verwaltungsmacht jedes Treuhandgebiets, für das die 
Generalversammlung zuständig ist, erstattet dieser auf 
Grund des Fragebogens alljährlich Bericht. 

Abstimmung 

Artikel 89 

(1) Jedes Mitglied des Treuhandrats hat eine Stimme. 

(2) Beschlüsse des Treuhandrats bedürfen der Mehrheit 
der anwesenden und abstimmenden Mitglieder. 
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Procedure 

Article 90 

1. The Trusteeship Council shall adopt its own rules of 
procedure, including the method of selecting its President. 

2. The Trusteeship Council shall meet as required in 
accordance with its rules, which shall include provision 
for the convening of meetings on the request of a major-
ity of its members. 

Article 91 

The Trusteeship Council shall, when appropriate, avail 
itself of the assistance of the Economic and Social Coun-
cil and of the specialized agencies in regard to matters 
with which they are respectively concerned. 

Chapter XIV 

The International Court of Justice 

Article 92 

The International Court of Justice shall be the principal 
judicial organ of the United Nations. It shall function in 
accordance with the annexed Statute, which is based 
upon the Statute of the Permanent Court of International 
Justice and forms an integral part of the present Charter. 

Article 93 

1. All Members of the United Nations are ipso facto 
parties to the Statute of the International Court of Justice. 

2. A state which is not a Member of the United Nations 
may become a party to the Statute of the International 
Court of Justice on conditions to be determined in each 
case by the General Assembly upon the recommenda-
tion of the Security Council. 

Article 94 

1. Each Member of the United Nations undertakes to 
comply with the decision of the International Court of 
Justice in any case to which it is a party. 

2. If any party to a case fails to perform the obliga-
tions incumbent upon it under a judgment rendered by 
the Court the other party may have recourse to the 
Security Council, which may, if it deems necessary, make 
recommendations or decide upon measures to be taken 
to give effect to the judgment. 

Article 95 

Nothing in the present Charter shall prevent Members 
of the United Nations from entrusting the solution of 
their differences to other tribunals by virtue of agree-
ments already in existence or which may be concluded in 
the future. 

Article 96 

1. The General Assembly or the Security Council may 
request the International Court of Justice to give an 
advisory opinion on any legal question. 

2. Other organs of the United Nations and specialized 
agencies, which may at any time be so authorized by 
the General Assembly, may also request advisory opin-
ions of the Court on legal questions arising within the 
scope of their activities. 

Verfahren 

Artikel 90 

(1) Der Treuhandrat gibt sich eine Geschäftsordnung; in 
dieser regelt er auch das Verfahren für die Wahl seines 
Präsidenten. 

(2) Der Treuhandrat tritt nach Bedarf gemäß seiner Ge-
schäftsordnung zusammen; in dieser ist auch die Einbe-
rufung von Sitzungen auf Antrag der Mehrheit seiner 
Mitglieder vorzusehen. 

Artikel 91 

Der Treuhandrat nimmt gegebenenfalls die Unterstüt-
zung des Wirtschafts- und Sozialrats und der Sonder-
organisationen in Angelegenheiten in Anspruch, für die 
sie zuständig sind. 

Kapitel XIV 

Der Internationale Gerichtshof 

Artikel 92 

Der Internationale Gerichtshof ist das Hauptrechtspre-
chungsorgan der Vereinten Nationen. Er nimmt seine 
Aufgaben nach Maßgabe des beigefügten Statuts wahr, 
das auf dem Statut des Ständigen Internationalen Ge-
richtshofs beruht und Bestandteil dieser Charta ist. 

Artikel 93 

(1) Alle Mitglieder der Vereinten Nationen sind ohne 
weiteres Vertragsparteien des Statuts des Internationalen 
Gerichtshofs. 

(2) Ein Staat, der nicht Mitglied der Vereinten Nationen 
ist, kann zu Bedingungen, welche die Generalversamm-
lung jeweils auf Empfehlung des Sicherheitsrats festsetzt, 
Vertragspartei des Statuts des Internationalen Gerichts-
hofs werden. 

Artikel 94 

(1) Jedes Mitglied der Vereinten Nationen verpflichtet 
sich, bei jeder Streitigkeit, in der es Partei ist, die Ent-
scheidung des Internationalen Gerichtshofs zu befolgen. 

(2) Kommt eine Streitpartei ihren Verpflichtungen aus 
einem Urteil des Gerichtshofs nicht nach, so kann sich die 
andere Partei an den Sicherheitsrat wenden; dieser kann, 
wenn er es für erforderlich hält, Empfehlungen abgeben 
oder Maßnahmen beschließen, um dem Urteil Wirksam-
keit zu verschaffen. 

Artikel 95 

Diese Charta schließt nicht aus, daß Mitglieder der Ver-
einten Nationen auf Grund bestehender oder künftiger 
Abkommen die Beilegung ihrer Streitigkeiten anderen 
Gerichten zuweisen. 

Artikel 96 

(1) Die Generalversammlung oder der Sicherheitsrat 
kann über jede Rechtsfrage ein Gutachten des Internatio-
nalen Gerichtshofs anfordern. 

(2) Andere Organe der Vereinten Nationen und Son-
derorganisationen können mit jeweiliger Ermächtigung 
durch die Generalversammlung ebenfalls Gutachten des 
Gerichtshofs über Rechtsfragen anfordern, die sich in 
ihrem Tätigkeitsbereich stellen. 
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Chapter XV 

The Secretariat 

Article 97 

The Secretariat shall comprise a Secretary-General 
and such staff as the Organization may require. The 
Secretary-General shall be appointed by the General 
Assembly upon the recommendation of the Security 
Council. He shall be the chief administrative officer of 
the Organization. 

Article 98 

The Secretary-General shall act in that capacity in all 
meetings of the General Assembly, of the Security Coun-
cil, of the Economic and Social Council, and of the Trus-
teeship Council, and shall perform such other functions 
as are entrusted to him by these organs. The Secretary-
General shall make an annual report to the General 
Assembly on the work of the Organization. 

Article 99 

The Secretary-General may bring to the attention of 
the Security Council any matter which in his opinion 
may threaten the maintenance of international peace 
and security. 

Article 100 

1. In the performance of their duties the Secretary

-

General and the staff shall not seek or receive instruc-
tions from any government or from any other authority 
external to the Organization. They shall refrain from any 
action which might reflect on their position as inter-
national officials responsible only to the Organization. 

2. Each Member of the United Nations undertakes to 
respect the exclusively international character of the 
responsibilities of the Secretary-General and the staff and 
not to seek to influence them in the discharge of their 
responsibilities. 

Article 101 

1. The staff shall be appointed by the Secretary-Gen-
eral under regulations established by the General As-
sembly. 

2. Appropriate staffs shall be permanently assigned to 
the Economic and Social Council, the Trusteeship Council, 
and, as required, to other organs of the United Nations. 
These staffs shall form a part of the Secretariat. 

3. The paramount consideration in the employment of 
the staff and in the determination of the conditions of 
service shall be the necessity of securing the highest 
standards of efficiency, competence, and integrity. Due 
regard shall be paid to the importance of recruiting the 
staff on as wide a geographical basis as possible. 

Chapter XVI 

Miscellaneous Provisions 

Article 102 

1. Every treaty and every international agreement 
entered into by any Member of the United Nations after 
the present Charter comes into force shall as soon as 
possible be registered with the Secretariat and published 
by it. 

Kapitel XV 

Das Sekretariat 

Artikel 97 

Das Sekretariat besteht aus einem Generalsekretär und 
den sonstigen von der Organisation benötigten Bedien-
steten. Der Generalsekretär wird auf Empfehlung des 
Sicherheitsrats von der Generalversammlung ernannt. Er 
ist der höchste Verwaltungsbeamte der Organisation. 

Artikel 98 

Der Generalsekretär ist in dieser Eigenschaft bei allen 
Sitzungen der Generalversammlung, des Sicherheitsrats, 
des Wirtschafts- und Sozialrats und des Treuhandrats 
tätig und nimmt alle sonstigen ihm von diesen Organen 
zugewiesenen Aufgaben wahr. Er erstattet der General-
versammlung alljährlich über die Tätigkeit der Organisa-
tion Bericht. 

Artikel 99 

Der Generalsekretär kann die Aufmerksamkeit des 
Sicherheitsrats auf jede Angelegenheit lenken, die nach 
seinem Dafürhalten geeignet ist, die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit zu gefährden. 

Artikel 100 

(1) Der Generalsekretär und die sonstigen Bediensteten 
dürfen bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten von einer 
Regierung oder von einer Autorität außerhalb der Orga-
nisation Weisungen weder erbitten noch entgegenneh-
men. Sie haben jede Handlung zu unterlassen, die ihrer 
Stellung als internationale, nur der Organisation verant-
wortliche Bedienstete abträglich sein könnte. 

(2) Jedes Mitglied der Vereinten Nationen verpflichtet 
sich, den ausschließlich internationalen Charakter der Ver-
antwortung des Generalsekretärs und der sonstigen Be-
diensteten zu achten und nicht zu versuchen, sie bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu beeinflussen. 

Artikel 101 

(1) Die Bediensteten werden vom Generalsekretär im 
Einklang mit Regelungen ernannt, welche die General-
versammlung erläßt. 

(2) Dem Wirtschafts- und Sozialrat, dem Treuhandrat 
und erforderlichenfalls anderen Organen der Vereinten 
Nationen werden geeignete ständige Bedienstete zuge-
teilt. Sie gehören dem Sekretariat an. 

(3) Bei der Einstellung der Bediensteten und der Rege-
lung ihres Dienstverhältnisses gilt als ausschlaggebend 
der Gesichtspunkt, daß es notwendig ist, ein Höchstmaß 
an Leistungsfähigkeit, fachlicher Eignung und Ehren-
haftigkeit zu gewährleisten. Der Umstand, daß es wichtig 
ist, die Auswahl der Bediensteten auf möglichst breiter 
geographischer Grundlage vorzunehmen, ist gebührend 
zu berücksichtigen. 

Kapitel XVI 

Verschiedenes 

Artikel 102 

(1) Alle Verträge und sonstigen internationalen Über-
einkünfte, die ein Mitglied der Vereinten Nationen nach 
dem Inkrafttreten dieser Charta schließt, werden so bald 
wie möglich beim Sekretariat registriert und von ihm 
veröffentlicht. 
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2. No party to any such treaty or international agree-
ment which has not been registered in accordance with 
the provisions of paragraph 1 of this Article may invoke 
that treaty or agreement before any organ of the United 
Nations . 

Article 103 

In the event of a conflict between the obligations of 
the Members of the United Nations under the present 
Charter and their obligation under any other interna-
tional agreement, their obligations under the present 
Charter shall prevail. 

Article 104 

The Organization shall enjoy in the territory of each 
of its Members such legal capacity as may be necessary 
for the exercise of its functions and the fulfillment of its 
purposes. 

Article 105 

1. The Organization shall enjoy in the territory of each 
of its Members such privileges and immunities as are 
necessary for the fulfillment of its purposes. 

2. Representatives of the Members of the United Na-
tions and officials of the Organization shall similarly en-
joy such privileges and immunities as are necessary for 
the independent exercise of their functions in connection 
with the Organization. 

3. The General Assembly may make recommendations 
with a view to determining the details of the application 
of paragraphs 1 and 2 of this Article or may propose 
conventions to the Members of the United Nations for 
this purpose. 

Chapter XVII 

Transitional Security Arrangements 

Article 106 

Pending the coming into force of such special agree-
ments referred to in Article 43 as in the opinion of the 
Security Council enable it to begin the exercise of its 
responsibilities under Article 42, the parties to the Four-
Nation Declaration, signed at Moscow, October 30, 1943, 
and France, shall, in accordance with the provisions of 
paragraph 5 of that Declaration, consult with one another 
and as occasion requires with other Members of the 
United Nations with a view to such joint action on behalf 
of the Organization as may be necessary for the purpose 
of maintaining international peace and security. 

Article 107 

Nothing in the present Charter shall invalidate or pre-
clude action, in relation to any state which during the 
Second World War has been an enemy of any signatory 
to the present Charter, taken or authorized as a result of 
that war by the Governments having responsibility for 
such action. 

Chapter XVIII 

Amendments 

Article 108 

Amendments to the present Charter shall come into 
force for all Members of the United Nations when they 
have been adopted by a vote of two thirds of the mem-
bers of the General Assembly and ratified in accordance 

(2) Werden solche Verträge oder internationalen Über-
einkünfte nicht nach Absatz 1 registriert, so können sich 
ihre Vertragsparteien bei einem Organ der Vereinten 
Nationen nicht auf sie berufen. 

Artikel 103 

Widersprechen sich die Verpflichtungen von Mitglie-
dern der Vereinten Nationen aus dieser Charta und ihre 
Verpflichtungen aus anderen internationalen Überein-
künften, so haben clie Verpflichtungen aus dieser Charta 
Vorrang. 

Artikel 104 

Die Organisation genießt im Hoheitsgebiet jedes Mit-
glieds die Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die zur Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben und zur Verwirklichung ihrer 
Ziele erforderlich ist. 

Artikel 105 

(1) Die Organisation genießt im Hoheitsgebiet jedes 
Mitglieds die Vorrechte und Immunitäten, die zur Ver-
wirklichung ihrer Ziele erforderlich sind. 

(2) Vertreter der Mitglieder der Vereinten Nationen 
und Bedienstete der Organisation genießen ebenfalls die 
Vorrechte und Immunitäten, deren sie bedürfen, um ihre 
mit der Organisation zusammenhängenden Aufgaben in 
voller Unabhängigkeit wahrnehmen zu können. 

(3) Die Generalversammlung kann Empfehlungen ab-
geben, um die Anwendung der Absätze 1 und 2 im ein-
zelnen zu regeln, oder sie kann den Mitgliedern der Ver-
einten Nationen zu diesem Zweck Übereinkommen vor-
schlagen. 

Kapitel XVII 

Übergangsbestimmungen 
betreffend die Sicherheit 

Artikel 106 

Bis das Inkrafttreten von Sonderabkommen der in Ar-
tikel 43 bezeichneten Art den Sicherheitsrat nach seiner 
Auffassung befähigt, mit der Ausübung der ihm in Ar-
tikel 42 zugewiesenen Verantwortlichkeiten zu beginnen, 
konsultieren die Parteien der am 30. Oktober 1943 in 
Moskau unterzeichneten Viermächte-Erklärung und 
Frankreich nach Absatz 5 dieser Erklärung einander und 
gegebenenfalls andere Mitglieder der Vereinten Natio-
nen, um gemeinsam alle etwa erforderlichen Maßnahmen 
zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit im Namen der Organisation zu treffen. 

Artikel 107 

Maßnahmen, welche die hierfür verantwortlichen Re-
gierungen als Folge des zweiten Weltkriegs in bezug auf 
einen Staat ergreifen oder genehmigen, der während 
dieses Krieges Feind eines Unterzeichnerstaats dieser 
Charta war, werden durch diese Charta weder außer Kraft 
gesetzt noch untersagt. 

Kapitel XVIII 

Änderungen 

Artikel 108 

Änderungen dieser Charta treten für alle Mitglieder 
her Vereinten Nationen in Kraft, wenn sie mit Zweidrit-
telmehrheit der Mitglieder der Generalversammlung an-
genommen und von zwei Dritteln der Mitglieder der Ver- 
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with their respective constitutional processes by two 
thirds of the Members of the United Nations, including 
all the permanent members of the Security Council. 

Article 109 

1. A General Conference of the Members of the United 
Nations for the purpose of reviewing the present Charter 
may be held at a date and place to be fixed by a two-
thirds vote of the members of the General Assembly and 
by a vote of any nine members of the Security Council. 
Each Member of the United Nations shall have one vote 
in the conference. 

2. Any alteration of the present Charter recommended 
by a two-thirds vote of the conference shall take effect 
when ratified in accordance with their respective consti-
tutional processes by two thirds of the Members of the 
United Nations including all the permanent members of 
the Security Council. 

3. If such a conference has not been held before the 
tenth annual session of the General Assembly following 
the coming into force of the present Charter, the proposal 
to call such a conference shall be placed on the agenda 
of that session of the General Assembly, and the con-
ference shall be held if so decided by a majority vote 
of the members of the General Assembly and by a vote 
of any seven members of the Security Council. 

Chapter XIX 

Ratification and Signature 

Article 110 

1. The present Charter shall be ratified by the signatory 
states in accordance with their respective constitutional 
processes. 

2. The ratifications shall be deposited with the Govern-
ment of the United States of America, which shall notify 
all the signatory states of each deposit as well as the 
Secretary-General of the Organization when he has been 
appointed. 

3. The present Charter shall come into force upon the 
deposit of ratifications by the Republic of China, France, 
the Union of Soviet Socialist Republics, the United King-
dom of Great Britain and Northern Ireland, and the 
United States of America, and by a majority of the other 
signatory states. A protocol of the ratifications depos-
ited shall thereupon be drawn up by the Government of 
the United States of America which shall communicate 
copies thereof to all the signatory states. 

4. The states signatory to the present Charter which 
ratify it after it has come into force will become original 
Members of the United Nations on the date of the deposit 
of their respective ratifications. 

Article 111 

The present Charter, of which the Chinese, French, 
Russian, English, and Spanish texts are equally authen-
tic, shall remain deposited in the archives of the Govern-
ment of the United States of America. Duly certified 
copies thereof shall be transmitted by that Government 
to the Governments of the other signatory states.  

einten Nationen einschließlich aller ständigen Mitglieder 
des Sicherheitsrats nach Maßgabe ihres Verfassungsrechts 
ratifiziert worden sind. 

Artikel 109 

(1) Zur Revision dieser Charta kann eine Allgemeine 
Konferenz der Mitglieder der Vereinten Nationen zu-
sammentreten; Zeitpunkt und Ort werden durch Beschluß 
einer Zweidrittelmehrheit der Mitglieder der General-
versammlung und durch Beschluß von neun beliebigen 
Mitgliedern des Sicherheitsrats bestimmt. Jedes Mitglied 
der Vereinten Nationen hat auf der Konferenz eine 
Stimme. 

(2) Jede Änderung dieser Charta, die von der Konfe-
renz mit Zweidrittelmehrheit empfohlen wird, tritt in 
Kraft, sobald sie von zwei Dritteln der Mitglieder der 
Vereinten Nationen einschließlich aller ständigen Mit-
glieder des Sicherheitsrats nach Maßgabe ihres Verfas-
sungsrechts ratifiziert worden ist. 

(3) Ist eine solche Konferenz nicht vor der zehnten 
Jahrestagung der Generalversammlung nach Inkrafttreten 
dieser Charta zusammengetreten, so wird der Vorschlag, 
eine solche Konferenz einzuberufen, auf die Tagesord-
nung jener Tagung gesetzt; die Konferenz findet statt, 
wenn dies durch Beschluß der Mehrheit der Mitglieder 
der Generalversammlung und durch Beschluß von sieben 
beliebigen Mitgliedern des Sicherheitsrats bestimmt wird. 

Kapitel XIX 

Ratifizierung und Unterzeichnung 

Artikel 110 

(1) Diese Charta bedarf der Ratifizierung durch die Un-
terzeichnerstaaten nach Maßgabe ihres Verfassungsrechts. 

(2) Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regie-
rung der Vereinigten Staaten von Amerika hinterlegt; 
diese notifiziert jede Hinterlegung allen Unterzeichner-
staaten sowie dem Generalsekretär der Organisation, so-
bald er ernannt ist. 

(3) Diese Charta tritt in Kraft, sobald die Republik 
China, Frankreich, die Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken, das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika 
sowie die Mehrheit der anderen Unterzeichnerstaaten 
ihre Ratifikationsurkunden hinterlegt haben. Die Regie-
rung der Vereinigten Staaten von Amerika errichtet so-
dann über die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden 
ein Protokoll, von dem sie allen Unterzeichnerstaaten 
Abschriften übermittelt. 

(4) Die Unterzeichnerstaaten dieser Charta, die sie nach 
ihrem Inkrafttreten ratifizieren, werden mit dem Tag der 
Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde ursprüngliche 
Mitglieder der Vereinten Nationen. 

Artikel 111 

Diese Charta, deren chinesischer, französischer, russi-
scher, englischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist, wird im Archiv der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika hinterlegt. Diese übermit-
telt den Regierungen der anderen Unterzeichnerstaaten 
gehörig beglaubigte Abschriften. 
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IN FAITH WHEREOF the representatives of the Gov-
ernments of the United Nations have signed the present 
Charter. 

DONE at the city of San Francisco the twenty-sixth 
day of June, one thousand nine hundred and forty-five. 

ZU URKUND DESSEN haben die Vertreter der Regie-
rungen der Vereinten Nationen diese Charta unterzeich-
net. 

GESCHEHEN in der Stadt San Franzisko am 26. Juni 
1945. 
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Statut des Internationalen Gerichtshofs 

Statute of the International Court of Justice 

Article 1 

The International Court of Justice established by the 
Charter of the United Nations as the principal judicial 
organ of the United Nations shall be constituted and 
shall function in accordance with the provisions of the 
present Statute. 

Chapter I 

Organization of the Court 

Article 2 

The Court shall be composed of a body of independent 
judges, elected regardless of their nationality from 
among persons of high moral character, who possess 
the qualifications required in their respective countries 
for appointment to the highest judicial offices, or are 
jurisconsulte of recognized competence in international 
law. 

Article 3 

1. The Court shall consist of fifteen members, no two 
of whom may be nationals of the same state. 

2. A person who for the purposes of membership in 
the Court could be regarded as a national of more than 
one state shall be deemed to be a national of the one 
in which he ordinarily exercises civil and political rights. 

Article 4 

1. The members of the Court shall be elected by the 
General Assembly and by the Security Council from a 
list of persons nominated by the national groups in the 
Permanent Court of Arbitration, in accordance with the 
following provisions. 

2. In the case of Members of the United Nations not 
represented in the Permanent Court of Arbitration, 
candidates shall be nominated by national groups ap-
pointed for this purpose by their governments under 
the same conditions as those prescribed for members 
of the Permanent Court of Arbitration by Article 44 of 
the Convention of The Hague of 1907 for the pacific 
settlement of international disputes. 

3. The conditions under which a state which is a party 
to the present Statute but is not a Member of the United 
Nations may participate in electing the members of the 
Court shall, in the absence of a special agreement, be 
laid down by the General Assembly upon recommenda-
tion of the Security Council. 

Article 5 

1. At least three months before the date of the elec-
tion, the Secretary-General of the United Nations shall 
address a written request to the members of the 
Permanent Court of Arbitration belonging to the states 

(Übersetzung) 

Artikel I  

Der durch die Charta der Vereinten Nationen als 
Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten Nationen ein-
gesetzte Internationale Gerichtshof wird nach Maßgabe 
dieses Statuts errichtet und nimmt seine Aufgaben nach 
Maßgabe seiner Bestimmungen wahr. 

Kapitel I 

Organisation des Gerichtshofs 

Artikel 2 

Der Gerichtshof besteht aus unabhängigen Richtern, 
die ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit unter 
Personen von hohem sittlichen Ansehen ausgewählt wer-
den, welche die in ihrem Staat für die höchsten rich-
terlichen Ämter erforderlichen Voraussetzungen erfüllen 
oder Völkerrechtsgelehrte von anerkanntem Ruf sind. 

Artikel 3 

(1) Der Gerichtshof besteht aus fünfzehn Mitgliedern. 
von denen nicht mehr als eines Angehöriger desselben 
Staates sein darf. 

(2) Wer im Hinblick auf die Mitgliedschaft beim Ge-
richtshof als Angehöriger mehr als eines Staates angese-
hen werden kann, gilt als Angehöriger des Staates, in 
dem er gewöhnlich seine bürgerlichen und politischen 
Rechte ausübt. 

Artikel 4 

(1) Die Mitglieder des Gerichtshofs werden von der 
Generalversammlung und vom Sicherheitsrat auf Grund 
einer Liste von Personen, die von den nationalen Grup-
pen des Ständigen Schiedshofs benannt worden sind, nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen gewählt. 

(2) Im Falle der im Ständigen Schiedshof nicht vertre-
tenen Mitglieder der Vereinten Nationen werden die 
Bewerber von nationalen Gruppen benannt, die zu diesem 
Zweck von ihren Regierungen unter den gleichen Bedin-
gungen bestimmt werden, wie sie Artikel 44 des Haager 
Abkommens von 1907 zur friedlichen Erledigung inter-
nationaler Streitfälle für die Mitglieder des Ständigen 
Schiedhofs vorschreibt. 

(3) Die Bedingungen, unter denen ein Staat, der Ver-
tragspartei dieses Statuts, aber nicht Mitglied der Ver-
einten Nationen ist, an der Wahl der Mitglieder des Ge-
richtshofs teilnehmen kann, werden in Ermangelung einer 
besonderen Übereinkunft auf Empfehlung des Sicher-
heitsrats von der Generalversammlung festgelegt. 

Artikel 5 

(1) Mindestens drei Monate vor dem Tag der Wahl 
fordert der Generalsekretär der Vereinten Nationen die 
Mitglieder des Ständigen Schiedshofs, die den Vertrags-
staaten dieses Statuts angehören, sowie die Mitglieder 
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which are parties to the present Statute, and to the 
members of the national groups appointed under Ar-
ticle 4, paragraph 2, inviting them to undertake, within 
a given time, by national groups, the nomination of per-
sons in a position to accept the duties of a member of 
the Court. 

2. No group may nominate more than four persons, 
not more than two of whom shall be of their own 
nationality. In no case may the number of candidates 
nominated by a group be more than double the number 
of seats to be filled. 

Article 6 

Before making these nominations, each national group 
is recommended to consult its highest court of justice, 
its legal faculties and schools of law, and its national 
academies and national sections of international acade-
mies devoted to the study of law. 

Article 7 

1. The Secretary-General shall prepare a list in 
alphabetical order of all the persons thus nominated. 
Save as provided in Article 12, paragraph 2, these shall 
be the only persons eligible. 

2. The Secretary-General shall submit this list to the 
General Assembly and to the Security Council. 

Article 8 

The General Assembly and the Security Council shall 
proceed independently of one another to elect the mem-
bers of the Court. 

Article 9 

At every election, the electors shall bear in mind not 
only that the persons to be elected should individually 
possess the qualifications required, but also that in the 
body as a whole the representation of the main forms 
of civilization and of the principal legal systems of the 
world should be assured. 

Article 10 

1. Those candidates who obtain an absolute majority 
of votes in the General Assembly and in the Security 
Council shall be considered as elected. 

2. Any vote of the Security Council, whether for the 
election of judges or for the appointment of members 
of the conference envisaged in Article 12, shall be taken 
without any distinction between permanent and non-
permanent members of the Security Council. 

3. In the event of more than one national of the same 
state obtaining an absolute majority of the votes both 
of the General Assembly and of the Security Council, 
the eldest of these only shall be considered as elected. 

Article 11 

If, after the first meeting held for the purpose of the 
election, one or more seats remain to be filled, a second 
and, if necessary, a third meeting shall take place. 

Article 12 

1. If, after the third meeting, one or more seats still 
remain unfilled, a joint conference consisting of six 
members, three appointed by the General Assembly and 
three by the Security Council, may be formed at any 
time at the request of either the General Assembly or 

der nach Artikel 4 Absatz 2 bestimmten nationalen Grup-
pen auf, innerhalb einer bestimmten Frist nach nationalen 
Gruppen Personen zu benennen, die in der Lage sind, das 
Amt eines Mitglieds des Gerichtshofs wahrzunehmen. 

(2) Eine Gruppe darf nicht mehr als vier Personen be-
nennen, davon höchstens zwei ihrer eigenen Staatsange-
hörigkeit. Die Zahl der von einer Gruppe benannten Be-
werber darf nicht größer sein als die doppelte Zahl der zu 
besetzenden Sitze. 

Artikel 6 

Jeder nationalen Gruppe wird empfohlen, vor diesen 
Benennungen ihren obersten Gerichtshof, ihre rechtswis-
senschaftlichen Fakultäten und Rechtsschulen sowie ihre 
dem Rechtsstudium gewidmeten nationalen Akademien 
und nationalen Abteilungen internationaler Akademien 
zu konsultieren. 

Artikel 7 

(1) Der Generalsekretär stellt eine alphabetische Liste 
aller so benannten Personen auf. Sofern nicht in Arti-
kel 12 Absatz 2 etwas anderes bestimmt ist, sind nur 
diese Personen wählbar. 

(2) Der Generalsekretär legt diese Liste der General-
versammlung und dem Sicherheitsrat vor. 

Artikel 8 

Die Generalversammlung und der Sicherheitsrat neh-
men unabhängig voneinander die Wahl der Mitglieder 
des Gerichtshofs vor. 

Artikel  

Bei jeder Wahl haben die Wähler darauf zu achten, daß 
jede einzelne der zu wählenden Personen die erforder-
liche Befähigung besitzt und daß diese Personen in ihrer 
Gesamtheit eine Vertretung der großen Kulturkreise und 
der hauptsächlichen Rechtssysteme der Welt gewähr-
leisten. 

Artikel 10 

(1) Diejenigen Bewerber, die in der Generalversamm-
lung und im Sicherheitsrat die absolute Mehrheit der 
Stimmen erhalten, sind gewählt. 

(2) Abstimmungen im Sicherheitsrat bei der Wahl der 
Richter und bei der Benennung der Mitglieder der in 
Artikel 12 vorgesehenen Kommission erfolgen ohne Un-
terscheidung zwischen ständigen und nichtständigen Mit-
gliedern des Sicherheitsrats. 

(3) Erhält mehr als ein Angehöriger desselben Staates 
sowohl in der Generalversammlung als auch im Sicher-
heitsrat die absolute Mehrheit der Stimmen, so gilt nur 
der älteste von ihnen als gewählt. 

Artikel 11 

Bleiben nach dem ersten Wahlgang noch Sitze frei, so 
findet in derselben Weise ein zweiter und erforderlichen-
falls ein dritter Wahlgang statt. 

Artikel 12 

(1) Bleiben nach dein dritten Wahlgang noch Sitze 
frei, so kann jederzeit auf Antrag der Generalversamm-
lung oder des Sicherheitsrats eine aus sechs Mitgliedern 
bestehende Vermittlungskommission gebildet werden, 
wobei drei Mitglieder von der Generalversammlung und 
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the Security Council, for the purpose of choosing by the 
vote of an absolute majority one name for each seat 
still vacant, to submit to the General Assembly and the 
Security Council for their respective acceptance. 

2. If the joint conference is unanimously agreed upon 
any person who fulfils the required conditions, he may 
be included in its list, even though he was not included 
in the list of nominations referred to in Article 7. 

3. If the joint conference is satisfied that it will not 
he successful in procuring an election, those members 
of the Court who have already been elected shall, within 
a period to be fixed by the Security Council, proceed 
to fill the vacant seats by selection from among those 
candidates who have obtained votes either in the 
General Assembly or in the Security Council. 

4. In the event of an equality of votes among the 
judges, the eldest judge shall have a casting vote. 

Article 13 

1. The members of the Court shall be elected for nine 
years and may be re-elected; provided, however, that 
of the judges elected at the first election, the terms of 
five judges shall expire at the end of three years and 
the terms of five more judges shall expire at the end 
of six years. 

2. The judges whose terms are to expire at the end 
of the above-mentioned initial periods of three and six 
years shall be chosen by lot to be drawn by the Secre-
tary -General immediately after the first election has 
been completed. 

3. The members of the Court shall continue to dis-
charge their duties until their places have been filled. 
Though replaced, they shall finish any cases which they 
may have begun. 

4. In the case of the resignation of a member of the 
Court, the resignation shall be addressed to the President 
of the Court for transmission to the Secretary-General. 
This last notifiction makes the place vacant. 

Article 14 

Vacancies shall be filled by the same method as that 
laid down for the first election, subject to the following 
provision: the Secretary-General shall, within one month 
of the occurrence of the vacancy, proceed to issue the 
invitations provided for in Article 5, and the date of the 
election shall be fixed by the Security Council. 

Article 15 

A member of the Court elected to replace a member 
whose term of office has not expired shall hold office for 
the remainder of his predecessor's term. 

Article 16 

1. No member of the Court may exercise any political 
or administrative function, or engage in any other oc-
cupation of a professional nature. 

2. Any doubt on this point shall be settled by the 
decision of the Court. 

Article 17 

1. No member of the Court may act as agent, counsel, 
or advocate in any case.  

drei vom Sicherheitsrat ernannt werden; die Kommission 
hat mit absoluter Stimmenmehrheit für jeden noch freien 
Sitz einen Namen auszuwählen, welcher der General-
versammlung und dem Sicherheitsrat getrennt zur An-
nahme vorgelegt wird. 

(2) Die Vermittlungskommission kann auf ihre Liste 
den Namen jeder Person setzen, auf welche sie sich ein-
stimmig geeinigt hat und welche die erforderlichen Vor-
aussetzungen erfüllt, auch wenn sie nicht in der in Arti-
kel 7 genannten Vorschlagsliste aufgeführt war. 

(3) Stellt die Vermittlungskommission fest, daß es ihr 
nicht gelingt, die Wahl durchzuführen, so besetzen die 
bereits gewählten Mitglieder des Gerichtshofs innerhalb 
einer vom Sicherheitsrat festzusetzenden Frist die freien 
Sitze durch eine Auswahl unter denjenigen Bewerbern, 
die in der Generalversammlung oder im Sicherheitsrat 
Stimmen erhalten haben. 

(4) Bei Stimmengleichheit unter den Richtern gibt die 
Stimme des ältesten Richters den Ausschlag. 

Artikel 13 

(1) Die Mitglieder des Gerichtshofs werden für die 
Dauer von neun Jahren gewählt und sind wiederwählbar; 
jedoch endet für fünf bei der ersten Wahl gewählte 
Richter die Amtszeit nach drei Jahren und für weitere 
fünf nach sechs Jahren. 

(2) Die Richter, deren Amtszeit nach Ablauf der ge-
nannten Anfangszeit von drei und sechs Jahren endet, 
werden vom Generalsekretär unmittelbar nach Abschluß 
der ersten Wahl durch das Los bestimmt. 

(3) Die Mitglieder des Gerichtshofs bleiben bis zu ihrer 
Ablösung im Amt. Danach erledigen sie alle Fälle, mit 
denen sie bereits befaßt sind. 

(4) Bei Rücktritt eines Mitglieds des Gerichtshofs ist 
das Rücktrittsschreiben an den Präsidenten des Gerichts-
hofs zur Weiterleitung an den Generalsekretär zu richten. 
Mit der Benachrichtigung des letzteren wird der Sitz frei. 

Artikel 14 

Freigewordene Sitze werden nach dem für die erste 
Wahl vorgesehenen Verfahren besetzt, vorbehaltlich fol-
gender Bestimmung: Der Generalsekretär läßt binnen 
einem Monat nach Freiwerden des Sitzes die in Artikel 5 
vorgesehenen Aufforderungen ergehen, und der Zeitpunkt 
der Wahl wird vom Sicherheitsrat festgesetzt. 

Artikel 15 

(1) Ein Mitglied des Gerichtshofs darf weder ein poli-
glieds gewählt ist, dessen Amtszeit noch nicht abgelaufen 
ist, beendet die Amtszeit seines Vorgängers. 

Artikel 16 

(1) Ein Mitglied des Gerichtshofs darf weder ein poli-
tisches Amt noch ein Amt in der Verwaltung ausüben 
noch sich einer anderen Beschäftigung beruflicher Art 
widmen. 

(2) Im Zweifelsfall entscheidet der Gerichtshof. 

Artikel 17 

(1) Ein Mitglied des Gerichtshofs darf nicht als Bevoll-
mächtigter, Beistand oder Anwalt in irgendeiner Sache 
tätig werden. 
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2. No member may participate in the decision of any 
case in which he has previously taken part as agent, 
counsel, or advocate for one of the parties, or as a 
member ot a national or international court, or of a com

-

mission of enquiry, or in any other capacity. 

3. Any doubt on this point shall be settled by the 
decision of the Court. 

Article 18 

1. No member of the Court can be dismissed unless, 
in the unanimous opinion of the other members, he has 
ceased to fulfil the required conditions. 

2. Formal notification thereof shall be made to the 
Secretary-General by the Registrar. 

3. This notification makes the place vacant. 

Article 19 

The members of the Court, when engaged on the 
business of the Court, shall enjoy diplomatic privileges 
and immunities. 

Article 20 

Every member of the Court shall, before taking up 
his duties, make a solemn declaration in open court 
that he will exercise his powers impartially and con-
scientiously. 

Article 21 

1. The Court shall elect its President and Vice

-

President for three years; they may be re-elected. 

2. The Court shall appoint its Registrar and may 
provide for the appointment of such other officers as 
may be necessary. 

Article 22 

1. The seat of the Court shall be established at The 
Hague. This, however, shall not prevent the Court from 
sitting and exercising its functions elsewhere whenever 
the Court considers it desirable. 

2. The President and the Registrar shall reside at the 
seat of the Court. 

Article 23 

1. The Court shall remain permanently in session, ex-
cept during the judicial vacations, the dates and duration 
of which shall be fixed by the Court. 

2. Members of the Court are entitled to periodic leave, 
the dates and duration of which shall be fixed by the 
Court, having in mind the distance between The Hague 
and the home of each judge. 

3. Members of the Court shall be bound, unless they 
are on leave or prevented from attending by illness or 
other serious reasons duly explained to the  President, 
to hold themselves permanently at the disposal of the 
Court. 

Article 24 

1. If, for some special reason, a member of the Court 
considers that he should not take part in the decision 
of a particular case, he shall so inform the President. 

2. If the President considers that for seine special 
reason one of the members of the Court should not sit 
in a particular case, he shall give him notice accordingly. 

(2) Ein Mitglied darf nicht an der Erledigung einer 
Sache teilnehmen, in der es vorher als Bevollmächtigter, 
Beistand oder Anwalt einer der Parteien, als Mitglied 
eines nationalen oder internationalen Gerichts, einer Un-
tersuchungskommission oder in anderer Eigenschaft be-
rufen war. 

(3) Im Zweifelsfall entscheidet der Gerichtshof. 

Artikel 18 

(1) Ein Mitglied des Gerichtshofs kann seines Amtes 
nur dann enthoben werden, wenn es nach einstimmiger 
Auffassung der übrigen Mitglieder nicht mehr die er-
forderlichen Voraussetzungen erfüllt. 

(2) Dies wird dem Generalsekretär förmlich durch den 
Kanzler notifiziert. 

(3) Mit dieser Notifikation wird der Sitz frei. 

Artikel 19 

Die Mitglieder des Gerichtshofs genießen bei der Wahr-
nehmung ihres Amtes diplomatische Vorrechte und Im-
munitäten. 

Artikel 20 

Jedes Mitglied des Gerichtshofs hat vor Antritt seines 
Amtes in öffentlicher Sitzung die feierliche Erklärung ab-
zugeben, daß es seine Befugnisse unparteiisch und ge-
wissenhaft ausüben wird. 

Artikel 21 

(1) Der Gerichtshof wählt seinen Präsidenten und sei-
nen Vizepräsidenten für die Dauer von drei Jahren; 
Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Der Gerichtshof ernennt seinen Kanzler und kann 
für die Ernennung der erforderlichen sonstigen Bedien-
steten sorgen. 

Artikel 22 

(1) Sitz des Gerichtshofs ist Den Haag. Der Gerichtshof 
kann jedoch anderswo tagen und seine Tätigkeit aus-
üben, wenn er es für wünschenswert hält. 

(2) Der Präsident und der Kanzler wohnen am Sitz des 
Gerichtshofs. 

Artikel 23 

(1) Der Gerichtshof tagt ständig außer während der 
Gerichtsferien, deren Zeitpunkt und Dauer er festsetzt. 

(2) Die Mitglieder des Gerichtshofs haben Anspruch 
auf regelmäßigen Urlaub, dessen Zeitpunkt und Dauer 
der Gerichtshof unter Berücksichtigung der Entfernung 
zwischen Den Haag und dem Heimatort der einzelnen 
Richter festsetzt. 

(3) Die Mitglieder des Gerichtshofs sind verpflichtet, 
dem Gerichtshof jederzeit zur Verfügung zu stehen, so-
fern sie sich nicht im Urlaub befinden oder durch Krank-
heit oder sonstige dem Präsidenten ordnungsgemäß dar-
zulegende schwerwiegende Gründe verhindert sind. 

Artikel 24 

(1) Glaubt ein Mitglied des Gerichtshofs, bei der Ent-
scheidung einer bestimmten Sache aus einem besonderen 
Grund nicht mitwirken zu sollen, so macht es davon dem 
Präsidenten Mitteilung. 

(2) Hält der Präsident die Teilnahme eines Mitglieds 
des Gerichtshofs an der Verhandlung einer bestimmten 
Sache aus einem besonderen Grund für unangebracht, 
so setzt er das Mitglied hiervon in Kenntnis. 
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3. If in any such case the member of the Court and 
the President disagree, the matter shall be settled by 
the decision of the Court. 

Article 25 

1. The full Court shall sit except when it is expressly 
provided otherwise in the present Statute. 

2. Subject to the condition that the number of judges 
available to constitute the Court is not thereby reduced 
below eleven, the Rules of the Court may provide for 
allowing one or more judges, according to circumstances 
and in rotation, to be dispensed from sitting. 

3. A quorum of nine judges shall suffice to constitute 
the Court. 

Article 26 

1. The Court may from time to time form one or 
more chambers, composed of three or more judges as 
the Court may determine, for dealing with particular 
categories of cases; for example, labor cases and cases 
relating to transit and communications. 

2. The Court may at any time form a chamber for 
dealing with a particular case. The number of judges 
to constitute such a chamber shall be determined by the 
Court with the approval of the parties. 

3. Cases shall be heard and determined by the 
chambers provided for in this Article if the parties so 
request. 

Article 27 

A judgment given by any of the chambers provided 
for in Articles 26 and 29 shall be considered as rendered 
by the Court. 

Article 28 

The chambers provided for in Articles 26 and 29 may, 
with the consent of the parties, sit and exercise their 
functions elsewhere than at The Hague. 

Article 29 

With a view to the speedy despatch of business, the 
Court shall form annually a chamber composed of five 
judges which, at the request of the parties, may hear 
and determine cases by summary procedure. In addition, 
two judges shall be selected for the purpose of replacing 
judges who find it impossible to sit. 

Article 30 

1. The Court shall frame rules for carrying out its 
functions. In particular, it shall lay down rules of 
procedure. 

2. The Rules of the Court may provide for assessors 
to sit with the Court or with any of its chambers, with-
out the right to vote. 

Article 31 

1. Judges of the nationality of each of the parties 
shall retain their right to sit in the case before the Court. 

2. If the Court includes upon the Bench a judge of the 
nationality of one of the parties, any other party may 
choose a person to sit as judge. Such person shall be 
chosen preferably from among those persons who have 
been nominated as candidates as provided in Articles 4 
and 5. 

(3) Besteht in einem solchen Fall Unstimmigkeit zwi-
schen dem Mitglied des Gerichtshofs und dem Präsiden-
ten, so entscheidet der Gerichtshof. 

Artikel 25 

(1) Sofern nicht in diesem Statut ausdrücklich etwas 
anderes vorgesehen ist, tagt der Gerichtshof in Voll-
sitzungen. 

(2) Die Verfahrensordnung des Gerichtshofs kann vor-
sehen, daß je nach den Umständen abwechselnd ein oder 
mehrere Richter von der Teilnahme an der Verhandlung 
befreit werden können, jedoch mit der Maßgabe, daß die 
Zahl der Richter, die zur Bildung des Gerichtshofs zur 
Verfügung stehen, nicht unter elf sinkt. 

(3) Der Gerichtshof ist beschlußfähig, wenn neun Rich-
ter anwesend sind. 

Artikel 26 

(1) Der Gerichtshof kann jederzeit eine oder mehrere 
Kammern bilden, die je nach Beschluß des Gerichtshofs 
aus drei oder mehr Richtern bestehen, um bestimmte 
Arten von Rechtssachen zu entscheiden, beispielsweise 
Fälle aus dein Bereich des Arbeitsrechts, des Durchfuhr- 
und des Verkehrsrechts. 

(2) Der Gerichtshof kann jederzeit eine Kammer zur 
Entscheidung einer bestimmten Sache bilden. Die Anzahl 
der Richter dieser Kammer wird vom Gerichtshof mit Zu-
stimmung der Parteien festgesetzt. 

(3) Die in diesem Artikel vorgesehenen Kammern ver-
handeln und entscheiden, wenn die Parteien dies bean-
tragen. 

Artikel 27 

Jedes Urteil, das von einer der in den Artikeln 26 und 
29 vorgesehenen Kammern erlassen wird, gilt als Urteil 
des Gerichtshofs. 

Artikel 28 

Die in den Artikeln 26 und 29 vorgesehenen Kammern 
können mit Zustimmung der Parteien anderswo als in 
Den Haag tagen und ihre Tätigkeit ausüben. 

Artikel 29 

Zur raschen Erledigung der Fälle bildet der Gerichtshof 
jährlich eine Kammer aus fünf Richtern, die auf Antrag 
der Parteien im abgekürzten Verfahren verhandeln und 
entscheiden können. Zusätzlich werden zwei Richter aus-
gewählt, um diejenigen Richter zu ersetzen, die an den 
Sitzungen nicht teilnehmen können. 

Artikel 30 

(1) Der Gerichtshof erläßt Vorschriften für die Wahr-
nehmung seiner Aufgaben. Er legt insbesondere seine 
Verfahrensordnung fest. 

(2) Die Verfahrensordnung des Gerichtshofs kann Bei-
sitzer vorsehen, die ohne Stimmrecht an den Sitzungen 
des Gerichtshofs oder seiner Kammern teilnehmen. 

Artikel 31 

(1) Richter, die Staatsangehörige der Parteien sind, be-
halten das Recht, an den Sitzungen über die vor dem 
Gerichtshof anhängige Sache teilzunehmen. 

(2) Gehört dem Gerichtshof ein Richter an, der Staats-
angehöriger einer der Parteien ist, so kann jede andere 
Partei eine Person ihrer Wahl bestimmen, die als Richter 
an den Sitzungen teilnimmt. Sie ist vorzugsweise unter 
den Personen auszuwählen, die nach den Artikeln 4 und 5 
als Bewerber benannt worden sind. 
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3. If the Court includes upon the Bench no judge of the 
nationality of the parties, each of these parties may 
proceed to choose a judge as provided in paragraph 2 
of this Article. 

4. The provisions of this Article shall apply to the case 
of Articles 26 and 29. In such cases, the President shall 
request one or, if necessary, two of the members of the 
Court forming the chamber to give place to the members 
of the Court of the nationality of the parties concerned, 
and, failing such or if they are unable to be present, to 
the judges specially chosen by the parties. 

5. Should there be several parties in the same interest, 
they shall, for the purpose of the preceding provisions, 
be reckoned as one party only. Any doubt upon this 
point shall be settled by the decision of the Court. 

6. Judges chosen as laid down in paragraphs 2, 3, and 
4 of this Article shall fulfil the conditions required by 
Articles 2, 17 (paragraph 2), 20, and 24 of the present 
Statute. They shall take part in the decision on terms of 
complete equality with their colleagues. 

Article 32 

I. Each member of the Court shall receive an annual 
salary. 

2. The President shall receive d  special annual allow-
ance. 

3. The Vice-President shall receive a special allowance 
for every day on which he acts as President. 

4. The judges chosen under Article 31, other than mem-
bers of the Court, shall receive compensation for each 
day on which they exercise their functions. 

5. These salaries, allowances, and compensation shall 
be fixed by the General Assembly. They may not be 
decreased during the term of office. 

6. The salary of the Registrar shall be fixed by the 
General Assembly on the proposal of the Court. 

7. Regulations made by the General Assembly shall fix 
the conditions under which retirement pensions may be 
given to members of the Court and to the Registrar, and 
the conditions under which members of the Court and the 
Registrar shall have their traveling expenses refunded. 

8. The above salaries, allowances, and compensation 
shall be free of all taxation. 

Article 33 

The expenses of the Court shall be borne by the United 
Nations in such a manner as shall he decided by the 
General Assembly. 

Chapter II 

Competence of the Court 

Article 34 

1. Only states may be parties in cases before the Court. 

2. The Court, subject to and in conformity with its 
Rules, may request of public international organizations 
information relevant to cases before it, and shall receive 

(3) Gehört dem Gerichtshof kein Richter an, der Staats-
angehöriger einer der Parteien ist, so kann jede der Par-
teien auf die in Absatz 2 vorgesehene Weise einen Rich-
ter bestimmen. 

(4) Dieser Artikel findet auf die in den Artikeln 26 
und 29 vorgesehenen Fälle Anwendung. In diesen Fällen 
ersucht der Präsident ein oder erforderlichenfalls zwei 
Mitglieder des Gerichtshofs, welche die Kammer bilden, 
ihren Platz an die Mitglieder des Gerichtshofs, welche 
Staatsangehörige der beteiligten Parteien sind, oder, in 
Ermangelung oder bei Verhinderung solcher Mitglieder, 
an die von den Parteien besonders bestimmten Richter 
abzutreten. 

(5) Bilden mehrere Parteien eine Streitgenossenschaft, 
so gelten sie für die Zwecke der vorstehenden Bestim-
mungen als eine Partei. Im Zweifelsfall entscheidet der 
Gerichtshof. 

(6) Die nach den Absätzen 2, 3 und 4 bestimmten Rich-
ter müssen die Voraussetzungen der Artikel 2, 17 Ab-
satz 2, 20 und 24 erfüllen. Sie wirken völlig gleichberech-
tigt mit ihren Kollegen an der Entscheidung mit. 

Artikel 32 

(1) Die Mitglieder des Gerichtshofs erhalten ein Jahres-
gehalt. 

(2) Der Präsident erhält eine besondere Jahreszulage. 

(3) Der Vizepräsident erhält eine Sonderzulage für 
jeden Tag, an dem er das Amt des Präsidenten wahr-
nimmt. 

(4) Die nach Artikel 31 bestimmten Richter mit Aus-
nahme der Mitglieder des Gerichtshofs erhalten eine 
Entschädigung für jeden Tag, an dem sie ihre Tätigkeit 
ausüben. 

(5) Die Gehälter, Zulagen und Entschädigungen werden 
von der Generalversammlung festgesetzt. Sie dürfen 
während der Amtszeit nicht herabgesetzt werden. 

(6) Das Gehalt des Kanzlers wird auf Vorschlag des 
Gerichtshofs von der Generalversammlung festgesetzt. 

(7) Eine von der Generalversammlung beschlossene 
Regelung setzt die Voraussetzungen fest, unter denen 
den Mitgliedern des Gerichtshofs und dem Kanzler ein 
Ruhegehalt gewährt wird, sowie die Voraussetzungen, 
unter denen den Mitgliedern des Gerichtshofs und dem 
Kanzler Reisekosten erstattet werden. 

(8) Die Gehälter, Zulagen und Entschädigungen sind 
von jeder Besteuerung befreit. 

Artikel 33 

Die Kosten des Gerichtshofs werden in der von der 
Generalversammlung bestimmten Weise von den Ver-
einten Nationen getragen. 

Kapitel II 

Zuständigkeit des Gerichtshofs 

Artikel 34 

(i) Nur Staaten sind berechtigt, als Parteien vor dem 
Gerichtshof aufzutreten. 

(2) Der Gerichtshof kann nach Maßgabe seiner Ver-
fahrensordnung öffentlich-rechtliche internationale Orga-
nisationen um Auskünfte betreffend bei ihm anhängige 
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such information presented by such organizations on their 
own initiative. 

3. Whenever the construction of the constituent instru-
ment of a public international organization or of an inter-
national convention adopted thereunder is in question in 
a case before the Court, the Registrar shall so notify the 
public international organization concerned and shall 
communicate to it copies of all the written proceedings. 

Article 35 

1. The Court shall be open to the states parties to the 
present Statute. 

2. The conditions under which the Court shall be open 
to other states shall, subject to the special provisions 
contained in treaties in force, be laid down by the Secu-
rity Council, but in no case shall such conditions place 
the parties in a position of inequality before the Court. 

3. When a state which is not a Member of the United 
Nations is a party to a case, the Court shall fix the 
amount which that party is to contribute towards the 
expenses of the Court. This provision shall not apply if 
such state is bearing a share of the expenses of the Court. 

Article 36 

1. The jurisdiction of the Court comprises all cases 
which the parties refer to it and all matters specially 
provided for in the Charter of the United Nations or in 
treaties and conventions in force. 

2. The states parties to the present Statute may at any 
time declare that they recognize as compulsory ipso facto 
and without special agreement, in relation to any other 
state accepting the same obligation, the jurisdiction of 
the Court in all legal disputes concerning: 

a. the interpretation of a treaty; 

b. any question of international law; 

c. the existence of any fact which, if established, would 
constitute a breach of an international obligation; 

d. the nature or extent of the reparation to be made for 
the breach of an international obligation. 

3. The declarations referred to above may be made 
unconditionally or on condition of reciprocity on the part 
of several or certain states, or for a certain time. 

4. Such declarations shall be deposited with the Secre-
tary-General of the United Nations, who shall transmit 
copies thereof to the parties to the Statute and to the 
Registrar of the Court. 

5. Declarations made under Article 36 of the Statute of 
the Permanent Court of International Justice and which 
are still in force shall be deemed, as between the parties 
to the present Statute, to be acceptances of the compul-
sory jurisdiction of the International Court of Justice for 
the period which they still have to run and in accordance 
with their terms. 

6. In the event of a dispute as to whether the Court has 
jurisdiction, the matter shall be settled by the decision 
of the Court. 

Rechtssachen ersuchen; er nimmt auch derartige Auskünfte 
entgegen, wenn diese Organisationen sie ihm von sich 
aus erteilen. 

(3) Steht die Auslegung der Gründungsurkunde einer 
öffentlich-rechtlichen internationalen Organisation oder 
die Auslegung einer auf Grund dieser Urkunde angenom-
menen internationalen Übereinkunft in einer vor dem 
Gerichtshof anhängigen Rechtssache in Frage, so notifi-
ziert der Kanzler dies der betreffenden Organisation und 
übermittelt ihr Abschriften des gesamten schriftlichen 
Verfahrens. 

Artikel 35 

(1) Der Zugang zum Gerichtshof steht den Staaten 
offen, die Vertragsparteien dieses Statuts sind. 

(2) Die Bedingungen, unter denen der Zugang zum Ge-
richtshof anderen Staaten offensteht, werden vorbehalt-
lich der besonderen Bestimmungen geltender Verträge 
vom Sicherheitsrat festgelegt; daraus darf für die Parteien 
keine Ungleichheit vor dem Gerichtshof entstehen. 

(3) Ist ein Staat, der nicht Mitglied der Vereinten Na-
tionen ist, Streitpartei, so setzt der Gerichtshof den Bei-
trag dieser Partei zu den Kosten des Gerichtshofs fest. 
Dies gilt nicht, wenn sich der Staat an den Kosten des 
Gerichtshofs beteiligt. 

Artikel 36 

(1) Die Zuständigkeit des Gerichtshofs erstreckt sich auf 
alle ihm von den Parteien unterbreiteten Rechtssachen 
sowie auf alle in der Charta der Vereinten Nationen 
oder in geltenden Verträgen und Übereinkommen beson-
ders vorgesehenen Angelegenheiten. 

(2) Die Vertragsstaaten dieses Statuts können jederzeit 
erklären, daß sie die Zuständigkeit des Gerichtshofs von 
Rechts wegen und ohne besondere Übereinkunft gegen-
über jedem anderen Staat, der dieselbe Verpflichtung 
übernimmt, für alle Rechtsstreitigkeiten über folgende 
Gegenstände als obligatorisch anerkennen: 

a) die Auslegung eines Vertrags; 

b) jede Frage des Völkerrechts; 

c) das Bestehen jeder Tatsache, die, wäre sie bewiesen, 
die Verletzung einer internationalen Verpflichtung 
darstellt; 

d) Art oder Umfang der wegen Verletzung einer inter-
nationalen Verpflichtung geschuldeten Wiedergut-
machung. 

(3) Die oben bezeichnete Erklärung kann vorbehaltlos 
oder vorbehaltlich einer entsprechenden Verpflichtung 
mehrerer oder einzelner Staaten oder für einen bestimm-
ten Zeitabschnitt abgegeben werden. 

(4) Die Erklärungen sind beim Generalsekretär der 
Vereinten Nationen zu hinterlegen; dieser übermittelt 
den Vertragsparteien dieses Statuts und dem Kanzler 
des Gerichtshofs eine Abschrift. 

(5) Nach Artikel 36 des Statuts des Ständigen Inter-
nationalen Gerichtshofs abgegebene Erklärungen, deren 
Geltungsdauer noch nicht abgelaufen ist, gelten nach 
Maßgabe ihrer Bedingungen für ihre restliche Geltungs-
dauer im Verhältnis zwischen den Vertragsparteien die-
ses Statuts als Annahme der obligatorischen Gerichts-
barkeit des Internationalen Gerichtshofs. 

(6) Wird die Zuständigkeit des Gerichtshofs bestritten, 
so entscheidet dieser. 
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Article 37 

Whenever a treaty or convention in force provides for 
reference of a matter to a tribunal to have been instituted 
by the League of Nations, or to the Permanent Court of 
International Justice, the matter shall, as between the 
parties to the present Statute, be referred to the Inter-
national Court of Justice. 

Article 38 

1. The Court, whose function is to decide in accordance 
with international law such disputes as are submitted to 
it, shall apply: 

a. international conventions, whether general or partic-
ular, establishing rules expressly recognized by the 
contesting states; 

b. international custom, as evidence of a general practice 
accepted as law; 

c. the general principles of law recognized by civilized 
nations; 

d. subject to the provisions of Article 59, judicial deci-
sions and the teachings of the most highly qualified 
publicists of the various nations, as subsidiary means 
for the determination of rules of law. 

2. This provision shall not prejudice the power of the 
Court to decide a case ex aequo et bono, if the parties 
agree thereto. 

Chapter III 

Procedure 

Article 39 

I. The official languages of the Court shall be French 
and English. If the parties agree that the case shall be 
conducted in French, the judgment shall be delivered in 
French. If the parties agree that the case shall be con-
ducted in English, the judgment shall be delivered in 
English. 

2. In the absence of an agreement as to which language 
shall be employed, each party may, in the pleadings, use 
the language which it prefers; the decision of the Court 
shall be given in French and English. In this case the 
Court shall at the same time determine which of the 
two texts shall be considered as authoritative. 

3. The Court shall, at the request of any party, author-
ize a language other than French or English to be used 
by that party. 

Article 40 

1. Cases are brought before the Court, as the case may 
be, either by the notification of the special agreement or 
by a written application addressed to the Registrar. In 
either case the subject of the dispute and the parties 
shall be indicated. 

2. The Registrar shall forthwith communicate the ap-
plication to all concerned. 

3. He shall also notify the Members of the United 
Nations through the Secretary-General, and also any 
other states entitled to appear before the Court. 

Article 41 

1. The Court shall have the power to indicate, if it 
considers that circumstances so require, any provisional 

Artikel 37 

Ist in einem geltenden Vertrag oder Übereinkommen 
die Verweisung einer Sache an ein vom Völkerbund ein-
zusetzendes Gericht oder an den Ständigen Internationa-
len Gerichtshof vorgesehen, so wird die Sache im Ver-
hältnis zwischen den Vertragsparteien dieses Statuts 
an den Internationalen Gerichtshof verwiesen. 

Artikel 38 

(1) Der Gerichtshof, dessen Aufgabe es ist, die ihm 
unterbreiteten Streitigkeiten nach dem Völkerrecht zu 
entscheiden, wendet an 

a) internationale Übereinkünfte allgemeiner oder beson-
derer Natur, in denen von den streitenden Staaten 
ausdrücklich anerkannte Regeln festgelegt sind; 

b) das internationale Gewohnheitsrecht als Ausdruck 
einer allgemeinen, als Redit anerkannten Übung; 

c) die von den Kulturvölkern anerkannten allgemeinen 
Rechtsgrundsätze; 

d) vorbehaltlich des Artikels 59 richterliche Entscheidun-
gen und die Lehrmeinung der fähigsten Völkerrecht-
ler der verschiedenen Nationen als Hilfsmittel zur 
Feststellung von Rechtsnormen. 

(2) Diese Bestimmung läßt die Befugnis des Gerichts-
hofs unberührt, mit Zustimmung der Parteien ex aequo 
et bono zu entscheiden. 

Kapitel III 

Verfahren 

Artikel 39 

(1) Die Amtssprachen des Gerichtshofs sind Franzö-
sisch und Englisch. Kommen die Parteien überein, das 
gesamte Verfahren in französischer Sprache zu führen, so 
wird das Urteil in dieser Sprache gefällt. Kommen die 
Parteien überein, das gesamte Verfahren in englischer 
Sprache zu führen, so wird das Urteil in dieser Sprache 
gefällt. 

(2) In Ermangelung einer Vereinbarung über die anzu-
wendende Sprache kann sich jede Partei bei ihren Vor-
trägen nach Belieben einer der beiden Sprachen bedienen; 
das Urteil des Gerichtshofs ergeht alsdann in französi-
scher und englischer Sprache. In diesem Fall hat der 
Gerichtshof gleichzeitig zu bestimmen, welcher der bei-
den Wortlaute maßgebend ist. 

(3) Auf Antrag einer Partei gestattet ihr der Gerichts-
hof die Benutzung einer anderen Sprache als der fran-
zösischen oder englischen. 

Artikel 40 

(1) Die Rechtssachen werden beim Gerichtshof je nach 
Art des Falles durch Notifizierung des Schiedsvertrags 
oder durch eine Klageschrift anhängig gemacht, die an 
den Kanzler zu richten sind. In beiden Fällen sind der 
Streitgegenstand und die Parteien anzugeben. 

(2) Der Kanzler übermittelt die Klageschrift umgehend 
allen Beteiligten. 

(3) Er unterrichtet auch die Mitglieder der Vereinten 
Nationen über den Generalsekretär sowie alle sonstigen 
zum Gerichtshof zugelassenen Staaten. 

Artikel 41 

(1) Der Gerichtshof ist befugt, wenn er es nach den 
Umständen für erforderlich hält, diejenigen vorsorglichen 
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measures which ought to be taken to preserve the 
respective rights of either party. 

2. Pending the final decision, notice of the measures 
suggested shall forthwith be given to the parties and to 
the Security Council. 

Article 42 

1. The parties shall be represented by agents. 

2. They may have the assistance of counsel or advo-
cates before the Court. 

3. The agents, counsel, and advocates of parties before 
the Court shall enjoy the privileges and immunities nec-
essary to the independent exercise of their duties. 

Article 43 

1. The procedure shall consist of two parts: written and 
oral. 

2. The written proceedings shall consist of the commu-
nication to the Court and to the parties of memorials, 
counter-memorials and, if necessary, replies; also all 
papers and documents in support. 

3. These communications shall be made through the 
Registrar, in the order and within the time fixed by the 
Court. 

4. A certified copy of every document produced by one 
party shall be communicated to the other party. 

5. The oral proceedings shall consist of the hearing by 
the Court of witnesses, experts, agents, counsel, and 
advocates. 

Article 44 

1. For the service of all notices upon persons other 
than the agents, counsel, and advocates, the Court shall 
apply direct to the government of the state upon whose 
territory the notice has to be served. 

2. The same provision shall apply whenever steps are 
to be taken to procure evidence on the spot. 

Article 45 

The hearing shall be under the control of the President 
or, if he is unable to preside, of the Vice-President; if 
neither is able to preside, the senior judge present shall 
preside. 

Article 46 

The hearing in Court shall be public, unless the Court 
shall decide otherwise, or unless the parties demand that 
the public be not admitted. 

Article 47 

1. Minutes shall be made at each hearing and signed 
by the Registrar and the President. 

2. These minutes alone shall be authentic. 

Article 48 

The Court shall make orders for the conduct of the 
case, shall decide the form and time in which each party 
must conclude its arguments, and make all arrangements 
connected with the taking of evidence. 

Maßnahmen zu bezeichnen, die zur Sicherung der Rechte 
der Parteien getroffen werden müssen. 

(2) Vorbehaltlich der endgültigen Entscheidung werden 
diese Maßnahmen den Parteien und dem Sicherheitsrat 
umgehend angezeigt. 

Artikel 42 

(1) Die Parteien werden durch Bevollmächtigte ver-
treten. 

(2) Sie können sich vor dem Gerichtshof der Hilfe von 
Beiständen oder Anwälten bedienen. 

(3) Die Bevollmächtigten, Beistände und Anwälte der 
Parteien vor dem Gerichtshof genießen die zur unabhän-
gigen Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Vor-
rechte und Immunitäten. 

Artikel 43 

(1) Das Verfahren gliedert sich in ein schriftliches und 
ein mündliches Verfahren. 

(2) Das schriftliche Verfahren umfaßt die Übermittlung 
der Schriftsätze, Gegenschriftsätze und gegebenenfalls 
der Repliken sowie aller zur Unterstützung vorgelegten 
Schriftstücke und Urkunden an die Richter und die Par-
teien. 

(3) Die Übermittlung erfolgt durch den Kanzler in der 
Reihenfolge und innerhalb der Fristen, die der Gerichts-
hof bestimmt. 

(4) Jedes von einer Partei vorgelegte Schriftstück ist 
der anderen Partei in beglaubigter Abschrift zu über-
mitteln. 

(5) Das mündliche Verfahren besteht in der Anhörung 
der Zeugen, Sachverständigen, Bevollmächtigten, Bei-
stände und Anwälte durch den Gerichtshof. 

Artikel 44 

(1) Für alle Zustellungen an andere Personen als die 
Bevollmächtigten, Beistände und Anwälte wendet sich 
der Gerichtshof unmittelbar an die Regierung des Staates, 
in dessen Hoheitsgebiet die Zustellung erfolgen soll. 

(2) Das gleiche gilt, wenn an Ort und Stelle Beweis 
erhoben werden soll. 

Artikel 45 

Die Verhandlungen werden vom Präsidenten oder, 
wenn dieser verhindert ist, vom Vizepräsidenten geleitet; 
sind beide verhindert, so übernimmt der dienstälteste an-
wesende Richter den Vorsitz. 

Artikel 46 

Die mündliche Verhandlung ist öffentlich, sofern nicht 
der Gerichtshof etwas anderes beschließt oder die Par-
teien den Ausschluß der Öffentlichkeit beantragen. 

Artikel 47 

(1) Über jede mündliche Verhandlung wird ein Proto-
koll aufgenommen, das vom Kanzler und vom Präsiden-
ten unterschrieben wird. 

(2) Dieses Protokoll allein ist maßgebend. 

Artikel 48 

Der Gerichtshof erläßt Verfügungen für die Führung 
des Verfahrens, bestimmt die Form und die Fristen für 
die Einbringung der Schlußanträge durch jede Partei und 
trifft alle auf die Beweisaufnahme bezüglichen Maßnah-
men. 



Drucksache 7/154 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Article 49 

The Court may, even before the hearing begins, call 
upon the agents to produce any document or to supply 
any explanations. Formal note shall be taken of any 
refusal. 

Article 50 

The Court may, at any time, entrust any individual, 
body, bureau, commission, or other organization that it 
may select, with the task of carrying out an enquiry or 
giving an expert opinion. 

Article 51 

During the hearing any relevant questions are to be 
put to the witnesses and experts under the conditions 
laid down by the Court in the rules of procedure referred 
to in Article 30. 

Article 52 

After the Court has received the proofs and evidence 
within the time specified for the purpose, it may refuse to 
accept any further oral or written evidence that one par-
ty may desire to present unless the other side consents. 

Article 53 

1. Whenever one of the parties does not appear before 
the Court, or fails to defend its case, the other party may 
call upon the Court to decide in favor of its claim. 

2. The Court must, before doing so, satisfy itself, not 
only that it has jurisdiction in accordance with Articles 
36 and 37, but also that the claim is well founded in fact 
and law. 

Article 54 

1. When, subject to the control of the Court, the 
agents, counsel, and advocates have completed their pres-
entation of the case, the President shall declare the 
hearing closed. 

2. The Court shall withdraw to consider the judgment. 

3. The deliberations of the Court shall take place in 
private and remain secret. 

Article 55 

1. All questions shall be decided by a majority of the 
judges present. 

2. In the event of an equality of votes, the President 
or the judge who acts in his place shall have a casting 
vote. 

Article 56 

1. The judgment shall state the reasons on which it is 
based, 

2. It shall contain the names of the judges who have 
taken part in the decision. 

Article 57 

If the judgment does not represent in whole or in part 
the unanimous opinion of the judges, any judge shall he 
entitled to deliver a separate opinion. 

Artikel 49 

Der Gerichtshof kann schon vor Beginn der Verhand-
lung von den Bevollmächtigten die Vorlage aller Urkun-
den und die Erteilung aller Auskünfte verlangen. Im 
Fall einer Weigerung stellt der Gerichtshof diese aus-
drücklich fest. 

Artikel 50 

Der Gerichtshof kann jederzeit Personen, Personen-
gemeinschaften, Dienststellen, Kommissionen oder son-
stige Einrichtungen seiner Wahl mit der Vornahme einer 
Untersuchung oder der Abgabe eines Gutachtens beauf-
tragen. 

Artikel 51 

Während der Verhandlung werden den Zeugen und 
Sachverständigen alle zweckdienlichen Fragen unter den 
Bedingungen vorgelegt, die der Gerichtshof in der in Ar-
tikel 30 vorgesehenen Verfahrensordnung festsetzt. 

Artikel 52 

Nachdem der Gerichtshof innerhalb der hierfür fest-
gesetzten Fristen die Beweismittel und Zeugenaussagen 
erhalten hat, kann er alle weiteren mündlichen oder 
schriftlichen Beweismittel zurückweisen, die ihm eine 
Partei ohne Zustimmung der anderen vorzulegen wünscht. 

Artikel 53 

(1) Erscheint eine der Parteien nicht vor dem Gerichts-
hof oder verzichtet sie darauf, sich zur Sache zu äußern, 
so kann die andere Partei den Gerichtshof ersuchen, im 
Sinne ihrer Anträge zu entscheiden. 

(2) Bevor der Gerichtshof diesem Ersuchen stattgibt, 
muß er sich nicht nur vergewissern, daß er nach den Ar-
tikeln 36 und 37 zuständig ist, sondern auch, daß die 
Anträge tatsächlich und rechtlich begründet sind. 

Artikel 54 

(1) Sobald die Bevollmächtigten, Beistände und Anwälte 
unter Aufsicht des Gerichtshofs ihr Vorbringen abge-
schlossen haben, erklärt der Präsident die Verhandlung 
für geschlossen. 

(2) Der Gerichtshof zieht sich zur Beratung zurück. 

(3) Die Beratungen des Gerichtshofs sind und bleiben 
geheim. 

Artikel 55 

(1) Die Entscheidungen des Gerichtshofs werden mit 
Stimmenmehrheit der anwesenden Richter gefaßt. 

(2) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präsi-
denten oder des ihn vertretenden Richters den Aus 
schlag. 

Artikel 56 

(1) Das Urteil ist mit Gründen zu versehen. 

(2) Es enthält die Namen der Richter, die bei der Ent-
scheidung mitgewirkt haben. 

Artikel 57 

Bringt das Urteil im ganzen oder in einzelnen Teilen 
nicht die übereinstimmende Ansicht der Richter zum Aus-
druck, so ist jeder Richter berechtigt, ihm eine Darlegung 
seiner persönlichen Ansicht beizufügen. 
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Article 58 

The judgment shall be signed by the President and by 
the Registrar. It shall be read in open court, due notice 
having been given to the agents. 

Article 59 

The decision of the Court has no binding force except 
between the parties and in respect of that particular case. 

Article 60 

The judgment is final and without appeal. In the event 
of dispute as to the meaning or scope of the judgment, 
the Court shall construe it upon the request of any party. 

Article 61 

1. An application for revision of a judgment may be 
made only when it is based upon the discovery of some 
fact of such a nature as to be a decisive factor, which 
fact was, when the judgment was given, unknown to the 
Court and also to the party claiming revision, always 
provided that such ignorance was not due to negligence. 

2. The proceedings for revision shall be opened by a 
judgment of the Court expressly recording the existence 
of the new fact, recognizing that it has such a character 
as to lay the case open to revision, and declaring the 
application admissible on this ground. 

3. The Court may require previous compliance with the 
terms of the judgment before it admits proceedings in 
revision. 

4. The application for revision must be made at latest 
within six months of the discovery of the new fact. 

5. No application for revision may be made after the 
lapse of ten years from the date of the judgment. 

Article 62 

1. Should a state consider that it has an interest of a 
legal nature which may be affected by the decision in 
the case, it may submit a request to the Court to be per-
mitted to intervene. 

2. It shall be for the Court to decide upon this request. 

Article 63 

1. Whenever the construction of a convention to which 
states other than those concerned in the case are parties 
is in question, the Registrar shall notify all such states 
forthwith. 

2. Every state so notified has the right to intervene in 
the proceedings; but if it uses this right, the construction 
given by the judgment will be equally binding upon it. 

Article 64 

Unless otherwise decided by the Court, each party shall 
bear its own costs. 

Artikel 58 

Das Urteil wird vom Präsidenten und vom Kanzler 
unterschrieben. Nach ordnungsgemäßer Benachrichtigung 
der Bevollmächtigten wird es in öffentlicher Sitzung ver-
lesen. 

Artikel 59 

Die Entscheidung des Gerichtshofs ist nur für die Streit-
parteien und nur in bezug auf die Sache bindend, in der 
entschieden wurde. 

Artikel 60 

Das Urteil ist endgültig und unterliegt keinem Rechts-
mittel. Bestehen Meinungsverschiedenheiten über Sinn 
oder Tragweite des Urteils, so obliegt es dem Gerichtshof, 
es auf Antrag einer Partei auszulegen. 

Artikel 61 

(1) Die Wiederaufnahme des Verfahrens kann nur be-
antragt werden, wenn eine Tatsache von entscheidender 
Bedeutung bekannt wird, die vor Verkündung des Urteils 
dem Gerichtshof und auch der die Wiederaufnahme be-
antragenden Partei unbekannt war, sofern diese Unkennt-
nis nicht schuldhaft war. 

(2) Das Wiederaufnahmeverfahren wird durch einen 
Beschluß des Gerichtshofs eröffnet, der das Vorliegen der 
neuen Tatsache ausdrücklich feststellt, ihr die für die Er-
öffnung des Wiederaufnahmeverfahrens erforderlichen 
Merkmale zuerkennt und deshalb den Antrag für zu-
lässig erklärt. 

(3) Der Gerichtshof kann die Eröffnung des Wiederauf-
nahmeverfahrens von der vorherigen Vollstreckung des 
Urteils abhängig machen. 

(4) Der Wiederaufnahmeantrag ist binnen sechs Mo-
naten nach Bekanntwerden der neuen Tatsache zu stellen. 

(5) Nach Ablauf von zehn Jahren nach Erlaß des Urteils 
kann kein Wiederaufnahmeantrag mehr gestellt werden. 

Artikel 62 

(1) Glaubt ein Staat, ein rechtliches Interesse zu haben, 
das durch die Entscheidung der Sache berührt werden 
könnte, so kann er beim Gerichtshof einen Antrag auf 
Beitritt zu dem Verfahren stellen. 

(2) Der Gerichtshof entscheidet über diesen Antrag. 

Artikel 63 

(1) Handelt es sich um die Auslegung einer Überein-
kunft, an der andere Staaten als die Streitparteien be-
teiligt sind, so unterrichtet der Kanzler unverzüglich 
diese Staaten. 

(2) Jeder dieser Staaten ist berechtigt, dem Verfahren 
beizutreten; macht er von diesem Recht Gebrauch, so ist 
die in dem Urteil enthaltene Auslegung auch für ihn 
bindend. 

Artikel 64 

Sofern der Gerichtshof nicht etwas anderes beschließt, 
trägt jede Partei ihre eigenen Kosten. 
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Chapter IV 

Advisory Opinions 

Article 65 

1. The Court may give an advisory opinion on any 
legal question at the request of whatever body may be 
authorized by or in accordance with the Charter of the 
United Nations to make such a request. 

2. Questions upon which the advisory opinion of the 
Court is asked shall be laid before the Court by means 
of a written request containing an exact statement of the 
question upon which an opinion is required, and accom-
panied by all documents likely to throw light upon the 
question. 

Article 66 

1. The Registrar shall forthwith give notice of the re-
quest for an advisory opinion to all states entitled to 
appear before the Court. 

2. The Registrar shall also, by means of a special and 
direct communication, notify any state entitled to appear 
before the Court or international organization considered 
by the Court, or, should it not be sitting, by the Presi-
dent, as likely to be able to furnish information on the 
question, that the Court will be prepared to receive, 
within a time limit to be fixed by the President, written 
statements, or to hear, at a public sitting to be held for 
the purpose, oral statements relating to the question. 

3. Should any such state entitled to appear before the 
Court have failed to receive the special communication 
referred to in paragraph 2 of this Article, such state may 
express a desire to submit a written statement or to be 
heard; and the Court will decide. 

4. States and organizations having presented written 
or oral statements or both shall be permitted to comment 
on the statements made by other states or organizations 
in the  form,  to the extent, and within the time limits 
which the Court, or, should it not be sitting, the Presi-
dent, shall decide in each particular case. Accordingly, 
the Registrar shall in due time communicate any such 
written statements to states and organizations having 
submitted similar statements. 

Article 67 

The Court shall deliver its advisory opinions in open 
court, notice having been given to the Secretary-General 
and to the representatives of Members of the United 
Nations, of other states and of international organiza-
tions immediately concerned. 

Article 68 

In the exercise of its advisory functions the Court shall 
further be guided by the provisions of the present Stat-
ute which apply in contentious cases to the extent to 
which it recognizes them to be applicable. 

Kapitel IV 

Gutachten 

Artikel 65 

(1) Der Gerichtshof kann ein Gutachten zu jeder Rechts-
frage auf Antrag jeder Einrichtung abgeben, die durch 
die Charta der Vereinten Nationen oder im Einklang mit 
ihren Bestimmungen zur Einholung eines solchen Gutach-
tens ermächtigt ist. 

(2) Die Fragen, zu denen das Gutachten des Gerichts-
hofs eingeholt wird, werden diesem in einem schriftlichen 
Antrag vorgelegt, der eine genaue Darstellung der Frage 
enthält, zu der das Gutachten angefordert wird, und dem 
alle Urkunden beigefügt werden, die zur Klärung der 
Frage dienen können, 

Artikel 66 

(1) Der Kanzler setzt alle Staaten, die vor dem Gerichts-
hof auftreten können, umgehend von dem Antrag auf 
ein Gutachten in Kenntnis. 

(2) Der Kanzler setzt ferner jeden Staat, der vor dem 
Gerichtshof auftreten kann, und jede internationale Orga-
nisation, die nach Ansicht des Gerichtshofs oder, wenn 
dieser nicht tagt, nach Ansicht seines Präsidenten über 
die Frage Auskunft geben können, durch eine besondere 
und direkte Mitteilung davon in Kenntnis, daß der Ge-
richtshof bereit ist, innerhalb einer vom Präsidenten fest-
zusetzenden Frist schriftliche Darstellungen entgegenzu-
nehmen oder während einer zu diesem Zweck anberaum-
ten öffentlichen Sitzung mündliche Darstellungen zu 
hören. 

(3) Hat einer der Staaten, die vor dem Gerichtshof auf-
treten können, die in Absatz 2 vorgesehene besondere 
Mitteilung nicht erhalten, so kann er den Wunsch äußern, 
eine schriftliche Darstellung vorzulegen oder gehört zu 
werden; der Gerichtshof entscheidet darüber. 

(4) Staaten und Organisationen, die schriftliche oder 
mündliche Darstellungen abgegeben haben, sind berech-
tigt, zu den von anderen Staaten oder Organisationen 
abgegebenen Darstellungen in der Form, in dem Umfang 
und innerhalb der Fristen Stellung zu nehmen, die der 
Gerichtshof oder, wenn er nicht tagt, der Präsident im 
Einzelfall festsetzt. Dazu übermittelt der Kanzler die 
schriftlichen Darstellungen zu gegebener Zeit den Staaten 
und Organisationen, die selbst solche Darstellungen vor-
gelegt haben. 

Artikel 67 

Der Gerichtshof gibt seine Gutachten in öffentlicher 
Sitzung ab, nachdem der Generalsekretär und die Ver-
treter der Mitglieder der Vereinten Nationen sowie der 
sonstigen Staaten und internationalen Organisationen, 
die unmittelbar beteiligt sind, benachrichtigt wurden. 

Artikel 68 

Bei der Ausübung seiner gutachterlichen Tätigkeit läßt 
sich der Gerichtshof außerdem von den Bestimmungen 
dieses Statuts leiten, die auf Streitsachen Anwendung 
finden, soweit er sie für anwendbar hält. 
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Chapter V 

Amendment 

Article 69 

Amendments to the present Statute shall be effected 
by the same procedure as is provided by the Charter of 
the United Nations for amendments to that Charter, 
subject however to any provisions which the General 
Assembly upon recommendation of the Security Council 
may adopt concerning the participation of states which 
are parties to the present Statute but are not Members 
of the United Nations. 

Article 70 

The Court shall have power to propose such amend-
ments to the present Statute as it may deem necessary, 
through written communications to the Secretary-Gen-
eral, for consideration in conformity with the provisions 
of Article 69. 

Kapitel V 

Änderungen 

Artikel 69 

Änderungen dieses Statuts werden nach dem gleichen 
Verfahren durchgeführt, das für Änderungen der Charta 
der Vereinten Nationen vorgesehen ist, jedoch vorbehalt-
lich der Bestimmungen, welche die Generalversammlung 
auf Empfehlung des Sicherheitsrats für die Beteiligung 
der Staaten beschließt, die Vertragsparteien dieses Sta-
tuts, aber nicht Mitglieder der Vereinten Nationen sind. 

Artikel 70 

Der Gerichtshof kann Änderungen dieses Statuts, die 
er für nötig erachtet, durch schriftliche Mitteilung an den 
Generalsekretär zur Prüfung nach Artikel 69 vorschlagen. 
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Denkschrift 

Allgemeiner Teil 

Die Bundesrepublik Deutschland hat ein gew ichti-
ges außenpolitisches Interesse, als Mitglied in der 
Weltorganisation der Vereinten Nationen mitzu-
wirken. Nur so kann sie ihre eigenen Interessen im 
weltweiten Rahmen umfassend wahrnehmen und 
den Beitrag zur internationalen Zusammenarbeit 
leisten, der ihrer Bedeutung und ihren Möglichkei-
ten entspricht. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat schon seit lan

-

gem die Möglichkeiten der Mitwirkung im System 
der VN, die ihr in der gegebenen politischen Situa-
tion offenstanden, durch den Beitritt zu allen Son-
derorganisationen und die Mitarbeit in den Unter-
organen der VN, in die sie dank ihres politischen 
und wirtschaftlichen Gewichts aufgenommen wurde, 
genutzt. In zahlreichen Abkommen hat sie die Zu-
ständigkeit des Internationalen Gerichtshofs aner-
kannt und diesem zwei wichtige Streitfälle zur Ent-
scheidung unterbreitet. In der Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969 hatte die Bundesregierung 
erneut ihre Absicht betont, in den Vereinten Natio-
nen und in anderen internationalen Organisationen 
verstärkt mitzuarbeiten. 

Alle Bundesregierungen haben die Ziele und Grund-
sätze der Charta der Vereinten Nationen — Gewalt-
verbot, Friedenswahrung und Stärkung der Zusam-
menarbeit zwischen den Völkern — zur Richtschnur 
ihrer Politik gemacht. Im Zusammenhang mit dem 
Beitritt zur NATO hat sich die Bundesregierung am 
3. Oktober 1954 verpflichtet, ihre Politik gemäß den 
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen zu 
gestalten und die in Artikel 2 der Charta enthal-
tenen Verpflichtungen anzunehmen; in Artikel 3 des 
Deutschlandvertrages verpflichtete sich die Bundes-
republik Deutschland, ihre Politik im Einklang mit 
den Prinzipien der Charta der VN zu halten. Im 
Moskauer und im Warschauer Vertrag hat sie er-
neut ihre Übereinstimmung mit den Grundsätzen der 
Charta der Vereinten Nationen bekräftigt, zu denen 
besonders auch das völkerrechtliche Gewaltverbot 
gehört. 

Ungeachtet der vielfältigen Beziehungen und Bin-
dungen, die die Bundesrepublik Deutschland seit 
langem zum VN-System hergestellt hat, war ihr je-
doch der Beitritt zur Organisation der Vereinten 
Nationen selbst angesichts der Lage in Deutschland 
und der Haltung der Sowjetunion, die als ständiges 
Sicherheitsratsmitglied einen Beitritt nur der Bun-
desrepublik Deutschland ohne den gleichzeitigen 
Beitritt der DDR abgelehnt hätte, bisher nicht mög-
lich. Erst im Zuge ihrer auf einen Ausgleich mit dem 
Osten und der Regelung des innerdeutschen Ver-
hältnisses im Sinne eines modus vivendi gerichteten 
Politik konnte die Bundesregierung den Weg für 
den Beitritt zur Organisation der VN eröffnen. Dies 
setzte jedoch voraus, daß gleichzeitig der DDR die 
Aufnahme in die VN ermöglicht wurde. 

In Punkt 20 der Kasseler Erklärung vom 21. Mai 1970 
hatte die Bundesregierung der DDR vorgeschlagen, 

auf der  Gr undlage eines Vertrages mit der Bundes-
republik Deutschland die Mitgliedschaft und Mit-
arbeit der beiden Staaten in Deutschland in inter-
nationalen Organisationen zu regeln. Mit dem 
Grundvertrag wurde dieser Vorschlag verwirklicht 
und die Voraussetzungen für die Mitgliedschaft bei-
der deutscher Staaten in den VN geschaffen. 

II. 

Der Grundvertrag ordnet das Verhältnis zwischen 
den beiden deutschen Staaten für die Dauer der Tei-
lung auf der Grundlage der Gleichberechtigung und 
Nichtdiskriminierung. Er stellt einen modus vivendi 
dar und trägt der besonderen Lage in Deutschland 
Rechnung. Diese ist vor allem dadurch bestimmt, 
daß das deutsche Volk heute in zwei Staaten lebt, 
daß eine frei vereinbarte friedensvertragliche Rege-
lung für Deutschland noch aussteht und daß bis zu 
ihrem Zustandekommen die oben erwähnten Rechte 
und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte in bezug 
auf Berlin und Deutschland als Ganzes fortbestehen. 

Die Vier Mächte haben in einer am 9. November 
1972 in den vier Hauptstätten herausgegebenen Er-
klärung festgestellt, daß der VN-Beitritt der beiden 
deutschen Staaten die Rechte und Verantwortlich-
keiten der Vier Mächte nicht berührt. Damit ist 
klargestellt, daß die Lage in Deutschland insoweit 
durch den Beitritt beider deutscher Staaten zu den 
Vereinten Nationen nicht verändert wird. Diese Er-
klärung ist der Bundesregierung von den drei Mäch-
ten und der Regierung der DDR von der Sowjet-
union am 9. November 1972 notifiziert worden. Die 
beiden deutschen Staaten sind im übrigen überein-
gekommen, ihre Mitgliedschaft bei den VN etwa zu 
gleicher Zeit zu beantragen. 

Die unter diesen Umständen herbeigeführte gleich-
zeitige Mitgliedschaft der beiden Staaten in Deutsch-
land in den VN präjudiziert die besondere Lage in 
Deutschland nicht. Die Charta der VN erzeugt keine 
Rechtswirkungen, durch die die Teilung Deutsch-
lands festgeschrieben wird. Eine mit Mitteln fried-
licher Politik herbeigeführte Wiedervereinigung 
steht im Einklang mit der Charta der Vereinten 
Nationen; die Charta bekräftigt das Selbstbestim-
mungsrecht der Völker als einen der tragenden 
Grundsätze der internationalen Beziehungen. Eine 
Politik, die auf das Ziel gerichtet ist, auf einen Zu-
stand des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem 
das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine 
Einheit wiedererlangt, steht daher im Einklang mit 
der Charta der Vereinten Nationen. 

III.  

Die Bundesrepublik Deutschland hat schon bisher, 
soweit es ihr möglich war, im Rahmen der VN mit-
gewirkt und auf vielen Gebieten wichtige Beiträge 
zur Arbeit der VN geleistet. Die Politik der Bundes-
regierung im Bereich der VN war jedoch durch das 
ungeregelte Verhältnis zur DDR erschwert. 

Nach dem Beitritt der beiden deutschen Staaten zu 
den VN wird die Bundesrepublik Deutschland ihre 
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Beteiligung auf den gesamten Bereich der VN aus-
dehnen und in allen ihren Organen mitarbeiten kön-
nen. Als vollberechtigtes Mitglied der Weltorgani-
sation wird die Bundesrepublik Deutschland in Part-
nerschaft mit allen Mitgliedstaaten der VN die An-
strengungen der VN zur Sicherung des Friedens 
unterstützen und verstärkt ihre Mitwirkung bei den 
weitgefächerten Bemühungen der VN auf dem Feld 
der internationalen Zusammenarbeit fortsetzen. Die 
Entwicklungshilfe, die die Bundesrepublik Deutsch-
land schon seit langem im Rahmen der Vereinten 
Nationen in vielfältiger Weise leistet und deren 
Gewicht sich in Zukunft noch erhöhen wird, ver-
steht sie zugleich als Beitrag zur Förderung des 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts in der 
Dritten Welt, vor allem der ärmeren Regionen, und 
als einen wesentlichen Beitrag zur Minderung frie-
densgefährdender Gegensätze und Spannungen in 
der Welt. Die Bundesrepublik Deutschland wird 
außerdem der Verwirklichung der Menschenrechte 
und des Selbstbestimmungsrechts, der Bekämpfung 
der Rassendiskriminierung, den Abrüstungsbemü-
hungen und dem neu geschaffenen Umwelt-
programm der VN besondere Beachtung schenken. 
Sie wird wie bisher humanitäre Hilfe im Rahmen der 
VN zur Linderung akuter Notsituationen und Ka-
tastrophen gewähren. 

Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, daß die 
Bundesrepublik Deutschland in der VN-Organisa-
tion nach Maßgabe der dafür geltenden VN-Regeln 
auch dort, wo sie bisher nicht beteiligt war, perso-
nell entsprechend der Bedeutung und dem Ge-
wicht ihres Beitrages vertreten sein wird. Sie wird 
die erforderlichen Maßnahmen treffen, um für die 
Sekretariate geeignetes Personal zur Verfügung zu 
stellen. 

Auch im Rahmen der VN wird die Bundesregierung 
die enge Zusammenarbeit mit ihren Verbündeten 
fortführen und vertiefen. Wo immer dies möglich 
ist, wird sie auch die Kooperation mit anderen Mit-
gliedstaaten anstreben. 

Besonderer Teil 

Auf Grund des Gesetzes zum VN-Beitritt der Bun-
desrepublik Deutschland wird dem VN-General-
sekretär der Beitrittsantrag vorgelegt. Damit wird 
die nach Regel 135 der Verfahrensordnung der VN-
Generalversammlung und der Regel 58 der Verfah-
rensordnung des Sicherheitsrats erforderliche förm-
liche Erklärung verbunden, daß die Bundesrepublik 
Deutschland die in der Charta niedergelegten Pflich-
ten eines VN-Mitglieds annimmt. 

Etwa zur gleichen Zeit wird die DDR den Vereinten 
Nationen ihren Beitrittsantrag vorlegen. Im Zusam-
menhang mit dem Grundvertrag steht ein Brief-
wechsel zum Antrag auf Mitgliedschaft in den Ver-
einten Nationen (vgl. Anlage 1 a und 1 b zur Denk-
schrift) sowie die Erklärungen zu Protokoll zum 
Antrag auf Mitgliedschaft in den Vereinten Natio-
nen anläßlich der Paraphierung des Grundvertrages 
am 8. November 1972 (vgl. Anlage 2 zur Denk-

schrift). Im Zusammenhang mit den Aufnahmeanträ-
gen der beiden deutschen Staaten wird den Ver-
einten Nationen die Erklärung der Vier Mächte vom 
9. November 1972 zur Kenntnis gegeben werden 
(vgl. Anlage 3 zur Denkschrift). 

Der VN-Generalsekretär leitet sodann die Anträge 
der beiden deutschen Staaten dem Sicherheitsrat zu. 
Dieser entscheidet darüber, ob er der Generalver-
sammlung die Aufnahme der beiden Staaten emp-
fehlen kann. Spricht der Sicherheitsrat eine darartige 
Empfehlung aus, so kann die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen mit Zweidrittel-Mehrheit 
die Aufnahme der beiden deutschen Staaten be-
schließen. Die nächste Generalversammlung tritt am 
18. September 1973 zusammen. 

II. 

A. Die Charta der Vereinten Nationen gliedert sich 
in Präambel und XIX Kapitel: 

Die einzelnen Kapitel regeln: 

I. Ziele und Grundsätze (Artikel 1 und 2) 

II. Mitgliedschaft (Artikel 3 bis 6; die Auf-
nahme neuer Mitglieder ist in Artikel 4 
behandelt) 

III. Organe (Artikel 7 und 8) 

IV. Generalversammlung (Artikel 9 Zusam-
mensetzung; Artikel 10 bis 17 Aufgaben 
und Befugnisse; Artikel 18 und 19 Ab-
stimmung; Artikel 20 bis 22 Verfahren) 

V. Sicherheitsrat (Artikel 23 Mitglieder; Ar-
tikel 24 bis 26 Aufgaben und Befugnisse; 
Artikel 27 Abstimmung; Artikel 28 bis 32 
Verfahren) 

VI. Friedliche Beilegung von Streitfällen (Ar-
tikel 33 bis 38; Artikel 33 enthält die 
Vorschrift über die grundsätzliche Ver-
pflichtung zur friedlichen Streiterledi-
gung) 

VII. Maßnahmen bei Bedrohung oder Bruch 
des Friedens und bei Angriffshandlungen 
(Artikel 39 bis 51; zusammen mit Kapi-
tel VI sind hierin die wichtigsten Vor-
schriften zur Erhaltung von Frieden und 
Sicherheit enthalten, wie vorläufige Maß-
nahmen, friedliche und militärische Maß-
nahmen, Hilfepflicht aller VN-Mitglieder 
etc.) 

VIII. Regionalabmachungen (Artikel 52 bis 54) 

IX. Internationale Zusammenarbeit auf wirt-
schaftlichen und sozialen Gebieten (Arti-
kel 55 bis 60; neben der Friedenssiche-
rungsaufgabe liegt hier eines der Haupt-
ziele der VN) 

X. Wirtschafts- und Sozialrat (Artikel 61 
Zusammensetzung; Artikel 62 bis 66 Auf-
gaben und Befugnisse; Artikel 67 Ab-
stimmung; Artikel 68 bis 72 Verfahren) 

XI. Erklärung über Hoheitsgebiete ohne 
Selbstregierung (Artikel 73 und 74; ent-
hält den Entkolonialisierungsgrundsatz) 



Drucksache 7/154 	Deutscher Bundestag 7. Wahlperiode 

XII. Internationales Treuhandsystem (Artikel 
75 bis 85) 

XIII. Treuhandrat (Artikel 86 bis 88; Mitglie-
der, Aufgaben und Befugnisse, Abstim-
mung und Verfahren) 

XIV. Internationaler Gerichtshof (Artikel 92 
bis 96) 

XV. Sekretariat (Artikel 97 bis 101; Aufgaben 
und Befugnisse des Generalsekretärs etc.) 

XVI. Verschiedenes (Artikel 102 Registrier-
zwang aller Verträge; Artikel 103 Vor-
rang der Charta; Artikel 104 und 105 
Rechtsfähigkeit der VN und Vorrechte) 

XVII. Übergangsbestimmungen betreffend die 
Sicherheit (Artikel 106 Vorbehalte; Arti-
kel 107 Feindstaatenklausel) 

XVIII. Änderungen (Artikel 108 und 109 Erfor-
dernis der Zweidrittelmehrheit und Revi-
sionsverfahren) 

XIX. Ratifizierung und Unterzeichnung (Arti-
kel 110 und 111; Erfordernisse und Rege-
lung über authentischen Text) 

B. Das Statut des Internationalen Gerichtshofs, 
welches gemäß Artikel 92 integrierender Be-
standteil der VN-Charta ist, gliedert sich in 
V Kapitel, die folgendes regeln: 

I. Organisation des Gerichtshofs (Artikel 1 Er-
richtung des Gerichtshofes; Artikel 2 bis 33 
Organisation) 

II. Zuständigkeit (Artikel 34 bis 38) 

III. Verfahren (Artikel 39 bis 64) 

1V. Gutachten (Artikel 65 bis 68) 

V. Änderungen (Artikel 69 und 70). 

III. 

Als Mitglied der Vereinten Nationen unterliegt die 
Bundesrepublik Deutschland den in der Charta ent-
haltenen Verpflichtungen: 

1. Die Bundesrepublik Deutschland bindet sich an 
die in den Artikeln 1 und 2 wiedergegebenen 
Ziele und Grundsätze der VN, die auf Friedens-
sicherung und Stärkung der internationalen Zu-
sammenarbeit ausgerichtet sind. Diesen Zielen 
und Grundsätzen hatte sich die Bundesrepublik 
Deutschland auch bisher schon verpflichtet, ohne 
Mitglied der VN zu sein. 

2, Der Sicherheitsrat, dem im Rahmen des VN-
Systems die Hauptverantwortung für die Auf-

rechterhaltung des internationalen Friedens und 
der Sicherheit zukommt, kann im Rahmen seiner 
Zuständigkeit nach Kapitel VII Beschlüsse zur 
Friedenswahrung fassen, an die die Mitglieder 
der VN nach Artikel 25 der Satzung gebunden 
sind. Dies ist bisher in zwei Fällen geschehen. 

3. Als VN-Mitglied wird die Bundesrepublik 
Deutschland zu Beitragszahlungen zum Haushalt 
der Vereinten Nationen herangezogen werden. 
Der Beitragsschlüssel wird nach Artikel 17 der 
VN-Charta von der Generalversammlung festge-
setzt werden. Da die Bundesrepublik Deutschland 
bisher schon Mitglied einiger vom allgemeinen 
VN-Haushalt getragener Unterorganisationen 
war, ist für sie auch schon in der Vergangenheit 
der Beitragsschlüssel festgelegt worden. Er be-
trägt für die Periode 1971 bis 1973 6,8 % . Legt 
man diesen Schlüssel zugrunde und geht man 
davon aus, daß der gegenwärtige Haushaltszu-
schnitt der Vereinten Nationen fortdauert, hätte 
die Bundesrepublik Deutschland zusätzlich mit 
einem Beitrag zum Haushalt der VN in Höhe von 
ungefähr 50 Mio DM jährlich zu rechnen. 

4. Die Vereinten Nationen genießen nach Arti-
kel 104 der Charta im Hoheitsgebiet jedes Mit-
glieds die Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und zur Verwirk-
lichung ihrer Ziele erforderlich ist. Nach Arti-
kel 105 der Charta genießt die Organisation im 
Hoheitsgebiet jedes Mitglieds die Vorrechte und 
Immunitäten, die zur Verwirklichung ihrer Ziele 
erforderlich sind. Vertreter der Mitglieder der 
Vereinten Nationen und Bedienstete der Organi-
sation genießen ebenfalls die Vorrechte und Im-
munitäten, deren sie bedürfen, um ihre mit der 
Organisation zusammenhängenden Aufgaben in 
voller Unabhängigkeit wahrnehmen zu können. 

Die Generalversammlung hat am 13. Februar 
1946 ein Übereinkommen über die Vorrechte und 
Befreiungen der Vereinten Nationen beschlossen 
und jedem Mitglied den Beitritt hierzu empfoh-
len. Die Bundesrepublik Deutschland hat die 
wichtigsten Bestimmungen dieses Übereinkom-
mens bereits durch die „Verordnung über die 
Gewährung von Vorrechten und Befreiungen an 
die Vereinten Nationen" vom 16. Juni 1970 (Bun-
desgesetzbl. II S. 669 ff.) in innerstaatliches Recht 
übernommen. 

IV. 

Als VN-Mitglied ist die Bundesrepublik Deutschland 
ohne weiteres Vertragspartei des Statuts des Inter

-

nationalen Gerichtshofs (Artikel 93 der VN-Charta). 
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Briefwechsel 

zum Antrag auf Mitgliedschaft 
in den Vereinten Nationen 

Anlage 1 a zur Denkschrift 

Bundeskanzleramt 
Der Staatssekretär 

Bonn, den 8. November 1972 

An den 
Staatssekretär beim Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik 

. Herrn Dr. Michael K o h 1 
Berlin 

Sehr geehrter Herr Kohl! 

Ich beehre mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 
Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat 
zur Kenntnis genommen, daß die Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik in Übereinstim-
mung mit dem innerstaatlichen Recht der Deutschen 
Demokratischen Republik die notwendigen Schritte 
zur Erlangung der Mitgliedschaft in der Organisa-
tion der Vereinten Nationen einleitet. 

Beide Regierungen werden sich über den Zeitpunkt 
der Antragstellung informieren. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Bahr 

Anlage 1 b zur Denkschrift 

Staatssekretär beim Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik 

Berlin, den 8. November 1972 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt 
der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Egon  Bahr  
Bonn 

Sehr geehrter Herr Bahr! 

Ich beehre mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 
Die Regierung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik hat zur Kenntnis genommen, daß die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland in Übereinstim-
mung mit dem innerstaatlichen Recht der Bundes-
republik Deutschland die notwendigen Schritte zur 
Erlangung der Mitgliedschaft in der Organisation 
der Vereinten Nationen einleitet. 

Beide Regierungen werden sich über den Zeitpunkt 
der Antragstellung informieren. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Dr. Kohl 

Anlage 2 zur Denkschrift 

Erklärungen zu Protokoll 

zum Antrag auf Mitgliedschaft 
in den Vereinten Nationen 

Erklärung der Bundesrepublik Deutschland zu Pro-
tokoll 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
wird nach Zusammentreten des Bundestages die 
notwendigen Schritte zur Schaffung der inner-
staatlichen Voraussetzungen für die Antragstel-
lung auf Mitgliedschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in den Vereinten Nationen einleiten. 

Erklärung der beiden Delegationsleiter zu Protokoll 

Die gegenseitige Information hat zum Ziel, daß 
die Antragstellung etwa zum gleichen Zeitpunkt 
erfolgt. 
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Anlage 3 zur Denkschrift 

 
Erklärung der Vier Mächte 

Die Botschaften Frankreichs, Großbritanniens und 
der Vereinigten Staaten haben der Bundesregierung 
am 9. November 1972 folgende am gleichen Tage 
in den vier Hauptstädten herausgegebene Erklärung 
der Regierungen Frankreichs, Großbritanniens, der 
Sowjetunion und der Vereinigten Staaten übermit-
telt: 

„Die Regierungen der Französischen Republik, der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und des 
Vereinigten Königreiches Großbritannien und Nord-
irland und der Vereinigten Staaten von Amerika, 
die durch ihre Botschafter vertreten waren, die in 
dem früher durch den Alliierten Kontrollrat be-
nutzten Gebäude eine Reihe von Sitzungen abge-
halten haben, stimmen überein, daß sie die Anträge 
auf Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen, wenn 
diese durch die Bundesrepublik Deutschland und die 
Deutsche Demokratische Republik gestellt werden, 
unterstützen werden und stellen in diesem Zusam-
menhang fest, daß diese Mitgliedschaft die Rechte 
und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte und die 
bestehenden diesbezüglichen vierseitigen Regelun-
gen, Beschlüsse und Praktiken in keiner Weise 
berührt," 
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Anlage 2 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung begrüßt das einmütige Be-
kenntnis des Bundesrats zum Beitritt der Bundes-
republik Deutschland zur Charta der Vereinten Na-
tionen. 

Zur Frage des Zustimmungsbedürfnisses des Bundes-
rats beim Gesetzentwurf über den Beitritt der Bun-
desrepublik Deutschland zur Charta der Vereinten 
Nationen äußert sich die Bundesregierung wie folgt: 

Die Bundesregierung hält es für zweifelhaft, ob 
das Gesetz wegen steuerrechtlicher Tatbestände 
im Statut des Internationalen Gerichtshofs der 
Zustimmung des Bundesrats bedarf. Die in diesem 

Zusammenhang sich stellenden Rechtsfragen wer-
den von der Bundesregierung weiter geprüft. 
Gegenstand der Prüfung ist vor allem, ob Arti-
kel 32 Abs. 8 des Statuts des Internationalen Ge-
richtshofs in Verbindung mit dem Vertragsgesetz 
als Bundesgesetz über Steuern im Sinne des Ar-
tikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes oder nicht viel-
mehr als eine Regelung statusbestimmender Art 
anzusehen ist, und welche Bedeutung der Tatsache 
zukommt, daß Artikel 32 Abs. 8 des Statuts des 
Internationalen Gerichtshofs bereits abgedeckt ist 
durch die Verordnung über die Gewährung von 
Vorrechten und Befreiungen an die Vereinten Na-
tionen vom 16. Juni 1970 (BGBl. II S. 669). 


